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1.	 Einleitung

Die Bedeutung der Kommunen als Fundament 

eines demokratischen Gemeinwesens und als 

Träger öffentlicher Leistungen ist heute in Europa 

weitgehend unbestritten und kann auf eine lange 

Geschichte verweisen. Bereits die Europäische 

Charta der Gemeindefreiheiten aus dem Jahr 

1953 verankerte grundlegende Rechte der Kom-

munen im Staatsaufbau. 1985 verabschiedete 

der Europarat die noch heute gültige und von 

47 Staaten Europas unterzeichnete „Europäi-

sche Charta der kommunalen Selbstverwaltung“. 

Diese Charta normiert Mindeststandards der 

kommunalen Selbstverwaltung, zu deren Beach-

tung und Umsetzung sich die Unterzeichnerstaa-

ten vertraglich verpflichten. Die in der Charta 

niedergelegten Grundsätze umfassen beispiels-

weise Bestimmungen zur Abhaltung allgemei-

ner, demokratischer Wahlen auf lokaler Ebene, 

zum Schutz der Gemeindegrenzen, zur Wahr-

nehmung kommunaler Aufgaben im Einklang 

mit dem Subsidiaritätsprinzip, zur Finanzaus-

stattung der Kommunen, insbesondere der loka-

len Steuerhoheit, zur staatlichen Aufsicht über 

die Gemeinden (Rechts- und Fachaufsicht) sowie 

zum Rechtsschutz der kommunalen Selbstver-

waltung gegen Übergriffe und Interventionen 

übergeordneter staatlicher Ebenen. Die Charta 

hat sich in vielen Ländern als hilfreich erwiesen, 

die Stellung der Kommunen im jeweiligen poli-

tisch-administrativen System über die Jahre zu 

verbessern und die Vorzüge eines dezentralen 

Staatsaufbaus in das Bewusstsein von Politik und 

Öffentlichkeit zu rücken. Die Existenz einer kom-

munalen Ebene und ein Mindestmaß an Autono-

mierechten der lokalen Ebene sind damit in allen 

europäischen Staaten garantiert. 

Die Unterschiede zwischen den kommunalen 

Ebenen Europas sind groß. Dies bezieht sich 

sowohl auf deren historisch gewachsene Rele-

vanz bei der Wahrnehmung öffentlicher Aufga-

ben, den Anteil der lokalen Ebene an der staat-

lichen Aufgabenerfüllung, den kommunalen 

Zusammenfassung

In allen europäischen Ländern existiert eine kom-

munale Ebene, die gewisse Autonomierechte 

besitzt. Dies garantiert bereits die 1985 verab-

schiedete „Europäische Charta der kommunalen 

Selbstverwaltung“. Über die vergangenen Jahr-

zehnte hat sich daher die Stellung der Kom-

munen sukzessive verbessert. Gleichwohl beste-

hen enorme Unterschiede zwischen kommunalen 

Ebenen Europas und nicht zuletzt gänzlich dif-

ferente nationale Interpretationen des Begriffs 

„Kommune“. Diese Unterschiedlichkeit bezieht 

sich unter anderem auf die Zahl der Subebe-

nen, Einwohnerstärke, zu tragende Aufgaben, 

Finanzierung und letztlich die reale Autonomie 

in Gänze. Im Regelfall sind diese Aspekte natio-

nal individuell historisch gewachsen; in föderalen 

Staaten sogar regional different. Einen standardi-

sierenden Effekt im Zuge der EU-Mitgliedschaft 

gibt es nicht. So bewegt sich z. B. die Zahl flächen-

deckender kommunaler Ebenen zwischen einer 

und drei, die Zahl originärer kommunaler Einhei-

ten zwischen 31 in Irland und 35.000 in Frankreich. 

Dieser Bericht vermittelt einen Überblick der 

Struktur der kommunalen Ebenen für 21 europäi-

sche Länder. Die Struktur der kommunalen Ebene 

steht seit jeher im Ermessen der Länder und ist in 

manchen Ländern volatil. In den vergangenen gut 

zehn Jahren haben 13 der untersuchten 21 Länder 

weitreichende Reorganisationen vorgenommen, 

die stets auf eine Reduzierung kommunaler Ein-

heiten zielten. Im Regelfall folgte dies wirtschaft-

lichen Motiven. Die Finanzkrise hat diesen Trend 

verstärkt.
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umsetzt.2 Diese Publikation soll als Einstieg in 

den Vergleich kommunaler Ebenen dienen, das 

grundlegende Verständnis für die Gegebenheiten 

unserer Nachbarn schärfen und Anregungen für 

weitere Forschung liefern.3 

Der Beitrag ist wie folgt aufgebaut: Kapitel 2 zieht 

verschiedene Statistiken heran, um einen ver-

gleichenden, komprimierten Überblick über die 

kommunalen Strukturen in Europa zu gewinnen. 

Relevante Indikatoren hierfür sind der Aufbau 

der kommunalen Ebenen, Anzahl und Größe der 

Gemeinden, Ausgabenanteile und lokale Auto-

nomie. Unter Kapitel 3 finden sich detaillierte 

Beschreibungen der kommunalen Ebene von 21 

europäischen Ländern. Kapitel 4 fasst die jünge-

ren Trends in den Veränderungen der kommuna-

len Strukturen zusammen.

2	 Nähere Informationen zum Projekt und den Ergebnissen 
unter https://www.bertelsmann-stiftung.de/de/unsere-
projekte/kommunale-finanzen/local-public-finance-
in-europe/

3	 Aus Gründen der Komplexitätsreduktion und nicht zu-
letzt aufgrund fehlender belastbarer Zahlen werden For-
men freiwilliger interkommunaler Kooperation sowie 
untergemeindlicher Strukturen (Ortsteile) nicht vertieft. 
Einen wertvollen Vergleich solcher untergemeindlichen 
Strukturen für zehn Länder bieten Hlepas et al. 2018

Anteil an den Gesamtausgaben und -einnahmen 

des Staates, welcher deren fiskalische Bedeu-

tung innerhalb des Gemeinwesens widerspie-

gelt, die tatsächlichen, den Kommunen zur Ver-

fügung stehenden Entscheidungsspielräume und 

nicht zuletzt die konkrete Struktur der kom-

munalen Ebene. Es ist daher verkürzt, nur von 

„Kommunen“ zu sprechen. Tatsächlich umfasst 

der Begriff der „Kommune“ eine weite Viel-

falt an Formen lokaler Verwaltungsstrukturen 

und (meist) auch mehrere kommunale Subebe-

nen. Kommunalverwaltung wird in den Ländern 

in ganz verschiedenen organisatorischen Ausge-

staltungen praktiziert. Der Aufbau der kommu-

nalen Ebene weist Differenzen auf, die sich auf 

das jeweilige nationale Verständnis der Rolle der 

Kommunen auswirken und auch unterschiedliche 

Mehrebenenproblematiken hervorrufen. Diese 

Differenzen kennen wir bereits vom deutschen 

Fall, wo je nach Bundesland bis zu fünf verschie-

dene Typen von Gemeinden und Gemeindever-

bänden verbreitet sind. 

Vor diesem Hintergrund verfolgt diese Ausgabe 

von „Analysen und Konzepte“ das Ziel, Trans-

parenz über den Aufbau der kommunalen Ebe-

nen in Europa zu schaffen. Die Untersuchung 

basiert auf der Auswertung amtlicher Statisti-

ken, Literatur und Gesprächen mit nationalen 

Experten. Die Beschreibung für die erfassten 21 

Länder beinhaltet Aussagen über den staatlichen 

Aufbau, die Strukturen der kommunalen Ebene, 

Änderungen dieser Strukturen in der jüngeren 

Vergangenheit sowie die wesentlichen Aufga-

ben und Kompetenzen der Kommunen.1 Dieser 

Bericht ist ein Ergebnis des Forschungsprojek-

tes „Local Public Finance in Europe“, welches die 

Bertelsmann Stiftung gemeinsam mit der Her-

tie School, Berlin’s University of Governance, 

1	 Weitere Informationen bezüglich der Finanzierung und 
der Haushaltslage der Kommunen sowie der staatlichen 
Aufsicht über die Kommunen finden sich bei Geißler et 
al. 2019.
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interkommunaler Kooperation oder monofunk-

tionale Körperschaften, die nur eine spezifische 

öffentliche Aufgabe erfüllen (z. B. Schulen, Feu-

erwehr etc.).5 Die durchschnittlichen Einwohner-

zahlen der Kommunen auf der untersten lokalen 

Ebene (Ebene 1) zeigen eine extreme Spannweite. 

Sie variieren zwischen unter 2.000 in Tschechien 

und Frankreich und über 160.000 in England. Die 

Einwohnerzahl dieser untersten Ebene steht hier-

bei statistisch nicht in Zusammenhang zur Exis-

tenz höherer kommunaler Ebenen. Gleichwohl 

weisen die divergierenden Größenordnungen dar-

auf hin, dass in den einzelnen Ländern ein unter-

schiedliches Verständnis des Begriffes „Kom-

mune“ vorliegt. 

Die offizielle EU-Kategorisierung nach LAU (Local 

Administrative Units) wählt eine andere Abgren-

zung. Hier werden z. B. die deutschen Verwal-

tungsgemeinschaften als LAU 1 bezeichnet und die 

Gemeinden als LAU 2. LAU 1 ist hingegen in eini-

gen Ländern nicht besetzt. Bereits an dieser Stelle 

wird deutlich, dass die vollkommen unterschied-

liche kommunale Struktur in den Ländern einer 

standardisierten Betrachtung Grenzen setzt.

Interessanterweise geben die in der Verwaltungs-

wissenschaft entwickelten sechs Ländergruppen 

der Kommunalsysteme für die Strukturierung keine 

Anhaltspunkte (Bouckaert und Kuhlmann 2018: 

10 ff.).6 Die Zahl der Ebenen und die durchschnitt-

lichen Einwohnerzahlen der untersten Ebene 

streuen nicht systematisch nach diesen Systemen. 

Auch regionale Muster treten nur bedingt auf. Zwar 

lässt sich festhalten, dass die beiden angelsächsi-

5	 Letztere werden im angelsächsischen Schrifttum auch 
als „special purpose governments“ oder „single purpose 
governments“ bezeichnet.

6	 Die Systeme unterscheiden sich in Hinsicht auf Büro-
kratisierung, dominante Fachdisziplinen des Personals,  
Tarifrecht, Transparenz, Aufgabenumfang, Politisierung, 
Finanzhoheiten oder Historie. Die sechs Typen sind: 

	 1. �kontinental-europäisch (Belgien, Frankreich, Grie-
chenland, Italien, Portugal, Spanien)

	 2. �kontinental-föderal (Österreich, Deutschland, 
Schweiz)

	 3. nordisch (Dänemark, Finnland, Niederlande, Schweden) 
4. zentral-östlich (Tschechien, Estland, Ungarn, Polen) 
5. südöstlich (Bulgarien, Slowenien) 
6. angelsächsisch (Vereinigtes Königreich, Irland)

2.	 Kennzahlen im Überblick

Im Folgenden betrachten wir die kommunalen 

Ebenen der Länder aus drei verschiedenen sta-

tistischen Blickwinkeln, um eine Vorstellung von 

Aufbau, Größenordnung, fiskalischer Relevanz 

und Handlungsspielräumen zu gewinnen. 

Tabelle 1 vermittelt einen Überblick über die kom-

munale Struktur und die Anzahl kommunaler 

Einheiten. In vielen Staaten Europas besteht die 

kommunale Ebene nicht nur aus einer politisch-

administrativen Ebene, sondern gliedert sich in 

mehrere Ebenen auf. Hierbei ist zu beachten, dass 

nicht in allen Ländern die unterste lokale Ebene 

mit dem deutschen Begriff „Gemeinde“ adäquat 

beschrieben ist. In Irland, Dänemark oder Tei-

len Englands handelt es sich nach unserem Ver-

ständnis eher um Kreise. Gleichwohl stellt dies die 

unterste kommunale Ebene dar. Die hier erfassten 

Ebenen stehen ebenso nicht in allen Ländern not-

wendigerweise in einem hierarchischen Verhält-

nis zueinander, sondern können in Bezug auf ihre 

Funktionen und ihren rechtlichen Status neben-

einander koexistieren (z. B. Dänemark, Griechen-

land, Schweden). Deutlich wird, dass bis zu drei 

kommunale Ebenen auftreten. Während acht Län-

der lediglich über eine einzige kommunale Ebene 

verfügen, weist eine relative Mehrheit von zehn 

Staaten zwei lokale Ebenen auf. Immerhin drei 

Länder sehen sogar drei kommunale Ebenen vor. 

Die landesspezifischen Begrifflichkeiten unter-

scheiden sich innerhalb der Ebenen bzw. doppeln 

sich zwischen diesen. 

Die hier aufgeführten kommunalen Einheiten sind 

jeweils reguläre Gebietskörperschaften mit poli-

tischer, rechtlicher und finanzieller Autonomie 

sowie direkter Wahl der politischen Vertretungs-

körperschaft (Gemeinde-, Stadt- oder Kreisrat),4 

die eine breite Palette an öffentlichen Aufgaben 

wahrnehmen. Davon abzugrenzen sind Formen 

4	 In etlichen Ländern werden wie in Deutschland auch 
die Hauptverwaltungsbeamten, d. h. Bürgermeister und 
Landräte, direkt gewählt.
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somit keine besondere Form von Kommunalstruk-

turen. Dies gilt sowohl im Hinblick auf die Anzahl 

der kommunalen Ebenen als auch mit Blick auf die 

durchschnittliche Gemeindegröße.

Die Statistikbehörde der Europäischen Union 

(EUROSTAT) erhebt jährlich eine Reihe von Finan-

zindikatoren für die Kommunen der Mitgliedsstaa-

ten. Aus diesen lassen sich Rückschlüsse über die 

fiskalische Relevanz der Kommunen im Gesamt-

staat ziehen, was ein Indiz für die allgemeine 

schen Staaten England und Irland die mit Abstand 

größten Kommunen (gemessen an ihrer durch-

schnittlichen Einwohnerzahl) aufweisen. Auch die 

betrachteten skandinavischen Staaten weisen rela-

tiv große Kommunen auf. Demgegenüber zeigt 

sich für die Gruppen der mittel-, süd- und osteu-

ropäischen Staaten eine große Heterogenität, da 

sich in diesen Gruppen sowohl Staaten mit einer 

hohen wie auch mit einer niedrigen durchschnitt-

lichen Gemeindegröße befinden. Die Unterschiede 

der einzelnen kommunalen Systemtypen bedingen 

TABELLE 1  Kommunale Ebenen und Anzahl kommunaler Gebietskörperschaften in europäischen Ländern

Land
Ebene 1
Gemeinden, 
Councils, 
Authorities

Ebene 2
Kreise, Provinzen, 
Regionen, 
Departement

Ebene 3
Regionen, 
Woiwodschaften

2017
Einwohner

 
Einwohnerdurch­
schnitt Ebene 1

Belgien 589 10 11.351.727 19.273

Bulgarien 265 7.101.859 26.799

Dänemark 98 5 5.748.769 58.068

Deutschland 11.130 295  82.521.653 7.414

England 326 27 52.268.067 160.331

Estland 79 1.315.635 16.654

Finnland 311 5.503.297 17.695

Frankreich 35.358 101 13 66.989.083 1.895

Griechenland 325 13 10.768.193 33.133

Irland 31 4.784.383 154.335

Italien 7.960 110 20 59.570.581 7.484

Niederlande 390 12 17.081.507 43.799

Österreich 2.098 8.772.865 4.182

Polen 2.478 315 16 37.972.964 15.324

Portugal 308 10.309.573 33.473

Schweden 290 21 9.995.153 34.466

Schweiz 2.222 8.419.550 3.789

Slowenien 212 2.065.895 9.745

Spanien 8.124 59 46.528.024 5.727

Tschechien 6.258 14 10.505.445 1.679

Ungarn 3.155 42 9.797.561 3.105

Summe 82.008 1.025 49 469.371.784 5.723

Quelle: EUROSTAT, Nationale Gliederungen, 2018. Die nationalen und die verschiedenen europäischen Statistiken zum Verwaltungsaufbau sind in sich 
nicht kohärent. Diese Tabelle wurde anhand belastbarer nationaler Angaben korrigiert. http://appsso.eurostat.ec.europa.eu/nui/show.do?dataset=demo_
pjan&lang=de (Download 15.2.2019). Bevölkerungszahlen 2017, https://ec.europa.eu/eurostat/web/nuts/national-structures-eu (Download 15.2.2019).
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Anzumerken ist ferner, dass EUROSTAT nicht zwi-

schen kommunalen Ebenen differenziert, sondern 

selbige in Summe erfasst. Auch fließen interkom-

munale Verbände mit ein. Hohe Werte bedeu-

ten somit nicht automatisch, dass auch z. B. die 

Gemeinden als unterste Ebene von Bedeutung 

sind.

TABELLE 2  �Finanzkennzahlen der kommu­

nalen Ebene in 2015, in Prozent 

Land Anteil der 
Kommunen an 
gesamtstaatlichen 
Ausgaben

Finanzierung 
der Kommunen 
aus Steuern 

Belgien 13 31

Bulgarien 20 10

Dänemark 64 35

Deutschland 18 39

England 25 15

Estland 23 5

Finnland 40 47

Frankreich 20 25

Griechenland 6 24

Irland 8 21

Italien 29 40

Niederlande 32 30

Österreich 17 15

Polen 31 33

Portugal 12 40

Schweden 50 30

Schweiz 20 60

Slowenien 19 38

Spanien 14 33

Tschechien 26 33

Ungarn 13 27

EU 28 24 –

Quelle: EUROSTAT, die Zahlen für die Schweiz als Nicht-EU-Land 
sind der OECD-Datenbank entnommen. 

Die Finanzkennzahlen von EUROSTSTAT und der 

Index lokaler Autonomie (siehe Textbox 1) sind 

zwei unterschiedliche Perspektiven auf die Stel-

Bedeutung dieser Ebene für die Erbringung öffent-

licher Leistungen ist. Nach den Daten von EUROS-

TAT (siehe Tabelle 2) bewegt sich der kommunale 

Anteil an den gesamt-staatlichen Ausgaben im Jahr 

2015 zwischen sechs Prozent in Griechenland und 

64 Prozent in Dänemark. Anzunehmen ist, dass 

die politische und administrative Bedeutung der 

Kommunen umso größer ist, je größer deren Aus-

gabenanteil ausfällt. In der statistischen Betrach-

tung tritt ein Muster der fiskalischen Relevanz in 

Bezug zur kommunalen Struktur auf: Länder mit 

mehreren kommunalen Ebenen weisen tendenzi-

ell einen höheren Ausgabenanteil auf als Länder 

mit nur einer kommunalen Ebene. Dieser Effekt ist 

leicht erklärbar: Die Existenz höherer, somit grö-

ßerer und letztlich oft schon regionaler kommu-

naler Einheiten erleichtert es, staatliche Aufgaben 

zu dezentralisieren. Damit kann die kommunale 

Ebene in Summe einen größeren Anteil öffentli-

cher Leistungen tragen.7 Eine Korrelation zwischen 

dem Anteil an den gesamtstaatlichen Ausgaben 

und der durchschnittlichen Größe der Gemein-

den als unterster Ebene besteht hingegen nicht. 

Im Gegenteil ist z. B. der kommunale Anteil an den 

gesamtstaatlichen Ausgaben bei den sehr großen 

Kommunen Irlands sehr viel niedriger als bei den 

kleinen Schweizer Gemeinden.

Der Anteil der Steuereinnahmen an den eigenen 

Ausgaben kann als Indikator finanzieller Auto-

nomie interpretiert werden, da diese Einnah-

men zur freien Verwendung der Kommune ste-

hen. Auch der Steueranteil schwankt erheblich 

zwischen fünf Prozent in Estland und 60 Pro-

zent in der Schweiz. Hier treten allerdings sta-

tistische Unschärfen in der Erfassung auf. So ist 

nicht gesagt, um welche Steuerarten es sich han-

delt und wie groß der lokale Einfluss auf diese tat-

sächlich ist.8 

7	 Der Anteil an den gesamtstaatlichen Ausgaben be-
trägt in Ländern mit mehreren kommunalen Ebenen im 
Durchschnitt 26 Prozent; in Ländern mit nur einer kom-
munalen Ebene im Durchschnitt 20 Prozent.

8	 So fließen z. B. für Deutschland die Anteile der Gemein-
schaftssteuern mit ein, obgleich die Gemeinden auf 
diese keinen Einfluss haben. In anderen Ländern ist die 
Erhebung der Gemeindesteuern, z. B. Grundsteuern, 
stark reguliert.
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TEXTBOX 1 Der Index lokaler Autonomie

Die dezentrale Selbstverwaltung der Kommunen vermag 

umso größeren Nutzen zu stiften, je größer die tatsächli-

chen Handlungsspielräume der Kommunen, sprich die lokale 

Autonomie, sind. Im Jahr 2014 beauftragte die Europäische 

Kommission ein Konsortium internationaler Wissenschaft-

ler damit, diese Autonomie zu operationalisieren und für die 

Länder Europas zu messen (Ladner, Keuffer und Baldersheim 

2015). Die Beurteilung lokaler Autonomie war seit Jahr-

zehnten Gegenstand der Diskussion. Eine allumfassende 

Antwort lag jedoch nicht vor und konnte letztlich auch durch 

den Index lokaler Autonomie nicht geliefert werden, gleich-

wohl gibt dieser nützliche Hinweise. Unbestritten ist, dass 

Autonomie ein multidimensionales Konstrukt darstellt, das 

nicht allein auf Finanzkennzahlen gründen darf. Das For-

scherteam lehnte sich in seinem Verständnis an die Formu-

lierung der Europäischen Charta kommunaler Selbstver-

waltung an. Danach bedeutet Autonomie, dass „kommunale 

Verwaltungen innerhalb rechtlich gesetzter Grenzen einen subs-

tantiellen Anteil öffentlicher Angelegenheiten selbständig und im 

Interesse der eigenen Bevölkerung regeln dürfen“ (Artikel 3). Da 

diese Autonomie auch zwischen den verschiedenen kommu-

nalen Ebenen unterschiedlich ausfallen kann, fokussierte die 

Forschung auf die Gemeinden. Erfasst wurden 39 europäi-

sche Länder.

Lokale Autonomie wurde über elf Variablen operationali-

siert und die Ausprägung dieser für jedes Land durch natio-

nale Experten für verschiedene Jahre eingeschätzt. Diese elf 

Variablen waren: verfassungsrechtliche Stellung, Anzahl der 

berührten Politikfelder, Entscheidungsfreiheit bei der Auf-

gabenumsetzung, Steuerhoheiten, Anteil ungebundener Zu-

weisungen, Anteil der Eigenfinanzierung, Schuldenregeln, 

Personalhoheit, verfassungsrechtlicher Schutz gegen Ein-

griffe höherer Ebenen, staatliche Aufsicht, Einfluss auf die 

Politik höherer Ebenen. Die addierten Einschätzungen die-

ser Variablen konnten maximal 37 Punkte erreichen. Abbil-

dung 2 zeigt die Ergebnisse der in dieser Ausgabe beschrie-

benen Länder für das Jahr 2014 sowie im Vergleich das Jahr 

2000.

lung der Kommunen in den Ländern Europas. Sie 

ergänzen sich, denn hohe Ausgabenanteile spre-

chen nur dann für eine starke kommunale Selbst-

verwaltung, wenn mit ihnen auch autonome Ent-

scheidungsspielräume einhergehen, d. h. wenn 

die Kommunen eigenständig über Aufgaben und 

die damit verbundenen Ausgaben entscheiden 

können. In Abbildung 1 werden diese Indikatoren 

im Zusammenhang dargestellt. Die Y-Achse zeigt 

den kommunalen Ausgabenanteil (der nicht im 

Autonomieindex enthalten ist), die X-Achse zeigt 

die Werte des Autonomieindex. Aus der Verbin-

dung beider Indikatoren lassen sich einige inte-

ressante Erkenntnisse gewinnen. Zuerst einmal 

kann man feststellen, dass zwischen beiden Vari-

ablen ein mittelstarker positiver Zusammenhang 

besteht, wie die Korrelation von 0,54 anzeigt. Je 

höher also der Wert des Autonomieindex, desto 

höher fällt tendenziell auch der kommunale Aus-

gabenanteil aus. Dies bedeutet zwar nicht auto-

matisch, dass zwischen beiden Werten eine kau-

sale Verbindung besteht. Gleichwohl erscheint 

die Verteilung der Länder überzeugend. In Irland 

sind beide Werte niedrig ausgeprägt (Quadrant 

4). Dies spricht nicht nur für eine geringe Auto-

nomie der irischen Kommunen, sondern auch 

für eine geringe Bedeutung der lokalen Gebiets-

körperschaften bei der öffentlichen Leistungser-

bringung in Irland. In Dänemark, mit Einschrän-

kungen auch in Schweden und Finnland, ist das 

Gegenteil der Fall (Quadrant 2). In allen drei Län-

dern verfügen Kommunen gemäß dem Autono-

mieindex über hohe Autonomie und nehmen auch 

eine große Rolle bei der staatlichen Aufgabener-

füllung ein (operationalisiert über den kommuna-

len Anteil an den Gesamtausgaben). Der Großteil 

der Länder findet sich jedoch im dritten Quadran-

ten wieder. Dies spricht zwar dafür, dass die Län-

der über eine relativ hohe Autonomie verfügen, 

diese sich jedoch nicht in einem entsprechend 

hohen Anteil kommunaler Ausgaben an den staat-

lichen Gesamtausgaben widerspiegelt. Schließlich 

bleibt festzuhalten, dass kein Land eine kommu-

nale Ebene mit geringer Autonomie und hohem 

Ausgabenanteil aufweist (Quadrant 1).
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Index lokaler Autonomie 2014
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Quelle: Ladner, Keuffer und Baldersheim 2015: 60
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Betrachtet man zunächst das Jahr 2014, zeigt sich 

eine beachtliche Spannweite der Werte: Während 

Irland mit einem Wert von 13 Punkten die nied-

rigste Autonomie aufweist, verfügt die Schweiz 

mit einem Wert von 30 Punkten über die höchste 

Autonomie auf lokaler Ebene. Im Vergleich zum 

Jahr 2000 wird zudem ersichtlich, dass die Spit-

zengruppe der Top-6 konstant blieb. Das Gleiche 

gilt für das Schlusslicht des Ländersamples: Am 

unteren Ende der Liste stand und steht Irland. Des 

Weiteren lässt sich aus den Daten herauslesen, 

dass die Werte des Index im Regelfall über die Zeit 

weitgehend stabil blieben. Ausnahmen bestätigen 

hierbei jedoch die Regel. In vier Ländern wurden 

zwischen 2000 und 2014 deutliche Verluste loka-

ler Autonomie gemessen (Ungarn, Estland, Spa-

nien, Slowenien). Italien ist das einzige Land mit 

deutlichen Zuwächsen in diesem Zeitraum. Ein 

interessantes Ergebnis ist, dass lokale Autonomie 

nicht mit der Größe der Gemeinden korreliert. So 

verfügt die Schweiz zwar über eine sehr kleintei-

lige Gemeindestruktur, dennoch verfügen die eid-

genössischen Kommunen über eine hohe Autono-

mie. Das Gegenteil zeigt sich am Beispiel Irlands, 

welches zwar über große lokale Gebietskörper-

schaften verfügt, die jedoch trotz ihrer Größe nur 

eine geringe Autonomie aufweisen.
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Für 2019 sind Fusionen in Flamen geplant, indem 

15 Gemeinden in sieben neue Gemeinden zusam-

mengeführt wurden. In den Regionen Wallonien 

und Brüssel kam es zu keinen Fusionen. 

Derzeit beträgt die durchschnittliche Größe der 

belgischen Gemeinden gut 19.000 Einwohner. Ein 

Drittel der Gemeinden weist weniger als 10.000 

Einwohner und acht Gemeinden weisen mehr als 

100.000 Einwohner auf. Die Gemeinden werden 

vom Gemeinderat, einem gewählten Bürgermeis-

ter und einem Ratsherren regiert (Vanneste 2002: 

82). Sie stehen unter der Aufsicht höherer Verwal-

tungsebenen, hauptsächlich der Regionen, die seit 

2002 für die kommunale Gesetzgebung zustän-

dig sind. 

3.	� Die kommunalen 
Strukturen in den 
Ländern Europas

3.1	 Belgien

Das Königreich Belgien ist ein Bundesstaat. Unter-

halb der Zentralregierung besteht eine relativ 

komplexe mittlere Ebene aus drei Regionen (Fla-

men, Wallonien, Brüssel) und drei Sprachgemein-

schaften (flämische, deutschsprachige und fran-

zösische Gemeinschaft). Die kommunale Ebene 

setzt sich aus Provinzen und Gemeinden zusam-

men. Die Regelung kommunaler Angelegenheiten 

obliegt den Regionen.

Die Aufgaben der zehn Provinzen sind vage for-

muliert (Husson, Mahieu und Sägesser 2017: 55). 

Daher unterscheiden sich die Verantwortungs-

profile der einzelnen Provinzen erheblich. Ihre 

Zuständigkeiten liegen im Allgemeinen in den 

Bereichen Bildung (insbesondere in der Walloni-

schen Region), sozialer und kultureller Infrastruk-

tur, Umwelt, Straßen und Wasserstraßen, Ver-

kehr usw. (OECD 2016a). Sie besitzen jedoch auch 

Spielräume eigener Schwerpunktsetzung (Ham-

mar und Wüthrich-Pelloli 2014). 

Die Leitung der Provinz obliegt einem ernannten 

Gouverneur, der sowohl Kommissar des Bundes-

staates als auch der Region ist (Husson, Mahieu 

und Sägesser 2017: 56). In Wallonien stehen die 

Provinzen seit Langem zur Disposition.

Die 589 Gemeinden bilden die unterste Verwal-

tungsebene. Davon befinden sich 308 in der flä-

mischen und 262 in der wallonischen Region. 

(Wayenberg und De Rynck 2008: 4). Die Region 

Brüssel-Hauptstadt besteht aus 19 Gemeinden. 

Seit 2009 sind Gemeindefusionen ein Ziel der flä-

mischen Regierung, wurden aber etliche Jahre 

infolge starker lokaler Widerstände nicht umge-

setzt (Bockema, Steen und Wayenberg 2016: 46). 

ABBILDUNG 3  Struktur des Königreiches Belgien

Zentralstaat/
Bundesebene

Zentralregierung

Länder

Flandern Wallonien
Hauptstadt

region Brüssel

Flämische 
Gemeinschaft 

Französische 
Gemeinschaft

Bilingual 
flämisch/

französisch

Deutsch
sprachige 

Gemeinschaft

Kommunen

5 Provinzen 5 Provinzen

308 
Gemeinden

262 
Gemeinden

19 Gemeinden

Quelle: Eigene Darstellung

TABELLE 3  Einwohnerzahlen belgischer Kommunen

Minimum Maximum Durchschnitt

Provinzen
283.227  
Luxemburg

1.847.486 
Antwerpen

1.017.734

Gemeinden
88  
Herstappe

524.667 
Antwerpen

19.273

Quelle: EUROSTAT, Statistik lokaler Verwaltungseinheiten, 2018;  
https://ec.europa.eu/eurostat/web/nuts/local-administrative-units  
(Download 20.2.2019).
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Die kommunale Ebene besteht aus 265 Gemein-

den. Jene sind die einzige subnationale Ebene 

mit Selbstverwaltungsrechten. Die Gemeinden 

setzen sich meist aus vielen Ortsteilen zusam-

men und sind nach ihrem Verwaltungszentrum 

benannt. Die durchschnittliche Gemeinde besitzt 

gut 27.000 Einwohner (OECD 2016b; Bulgarian 

National Statistical Institute 2018). Die Zahl der 

Ortsteile der Gemeinden belief sich 2015 auf mehr 

als 5.000 (OECD 2016b). Diese Ortsteile besitzen, 

je nach Größe, bestimmte eigene Kompetenzen 

und Organe. Neun Gemeinden hatten im Jahr 2017 

mehr als 100.000 Einwohner und nur zehn weni-

ger als 2.000 Einwohner. Städte ab 300.000 Ein-

wohnern (Sofia, Plowdiw, Warna) unterteilen sich 

in Bezirke oder Raions. So besteht z. B. die Haupt-

stadt Sofia aus 24 Raions (Vodenicharov 2012: 71). 

Die Verwaltungsstrukturen Bulgariens wurden 

seit 1990 verschiedentlich reformiert. Zu Beginn 

der 1990er Jahre musste eine Kommunalverwal-

tung quasi neu aufgebaut werden. Mitte der 1990er 

Jahre versuchte man, die Verwaltungen zu moder-

nisieren und führte Elemente des New Public 

Management ein. Darüber hinaus machte der 

avisierte EU-Beitritt einige Anpassungen nötig 

(Tomova und Petrov 2017). Seit 2002 ist die Zen-

Die Gemeinden besitzen das verfassungsmäßige 

Recht auf kommunale Selbstverwaltung. Darü-

ber hinaus erfüllen sie auch originär staatliche 

Aufgaben, die ihnen von höheren Ebenen zuge-

wiesen werden (OECD 2010a: 170). Es steht ihnen 

frei, Aufgaben von „kommunalem Interesse“ zu 

übernehmen, wie z. B. Stadtplanung und Straßen 

sowie Bildung (meist Vorschul- und Grundschu-

len), Kultur (Bibliotheken und Museen) und Spor-

teinrichtungen. Sie sind auch für das Abfall- und 

Wassermanagement, den Tourismus, das Gesund-

heits- und Sozialwesen verantwortlich. Gemessen 

an den Ausgaben besitzen Soziales und Bildung 

mit jeweils rund 20 Prozent die größte Relevanz. 

Kommunen können auch gemeinsam öffentliche 

Aufgaben erfüllen (Husson, Mahieu und Sägesser 

2017: 57). Dies ist vor allem bedeutsam im Bereich 

der Ver- und Entsorgung (Energie, Wasser, Abfall-

wirtschaft), dem Gesundheitswesen und der wirt-

schaftlichen Entwicklung. Andere Formen der 

Zusammenarbeit finden in sogenannten „Politik-

zonen“ (gemeinsame Bereitstellung von öffentli-

chem Recht und öffentlicher Ordnung) und Feu-

erwehren statt.

3.2	 Bulgarien

Die Verwaltungsstruktur Bulgariens ist zweistufig 

und besteht aus einer Zentralregierung und einer 

kommunalen Ebene. Die Verfassung von 1991 ver-

ankerte die Rechtsgrundlagen der kommunalen 

Selbstverwaltung. Die 28 Bezirke (Oblast) haben 

rein administrative Funktion und keine Selbstver-

waltungsrechte. Sie sind als nachgelagerte Behör-

den der Zentralregierung für die Entwicklung der 

Regionalpolitik, die Umsetzung der staatlichen 

Gesetzgebung auf lokaler Ebene und die Harmo-

nisierung nationaler und lokaler Interessen ver-

antwortlich (Vodenicharov 2012: 71). Den Bezirken 

steht ein vom Ministerrat ernannter Gouverneur 

vor. In einigen Politikfeldern üben die Bezirke die 

Aufsicht über kommunale Entscheidungen aus.

TABELLE 4  Einwohnerzahlen bulgarischer Kommunen

Minimum Maximum Durchschnitt

Gemeinden
798  
Treklyano

1.325.429  
Sofia

26.799

Quelle: EUROSTAT, Statistik lokaler Verwaltungseinheiten, 2018; https://
ec.europa.eu/eurostat/web/nuts/local-administrative-units (Download 
20.2.2019).

ABBILDUNG 4  Struktur der Republik Bulgarien

Zentralstaat/
Bundesebene

Zentralregierung

Länder

Kommunen 265 Gemeinden

Quelle: Eigene Darstellung
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Recht der Gemeinden, unter Aufsicht des Staates 

ihre eigenen Angelegenheiten zu erledigen, wurde 

in der Verfassung von 1849 festgeschrieben. 

Das Aufgabenspektrum der dänischen Gemein-

den ist sehr weit und wurde durch die Kommu-

nalreform von 2007 noch erweitert. Das mit über 

50 Prozent der Ausgaben größte Gewicht besitzen 

soziale Leistungen, gefolgt von Gesundheit mit 

rund 25 Prozent. Hinzu kommen Kindertagesstät-

ten, Grund- und Sekundarschulen, Straßen sowie 

Ver- und Entsorgung (Ministry for Economic 

Affairs and the Interior 2014: 19 f.). Im Gegensatz 

zu den Gemeinden haben die Regionen ein deut-

lich geringeres Funktionsspektrum und sind im 

Wesentlichen für Gesundheit, Regionalentwick-

lung oder Verkehr verantwortlich (a. a. O.: 20). 

tralregierung bestrebt, Politik und Verwaltung 

zu dezentralisieren. Im Zuge dessen wurden z. B. 

Gemeindesteuern eingeführt. Das, gemessen an 

den Ausgaben, wichtigste kommunale Politikfeld 

ist Bildung (Nenkova 2014: 345).

3.3	 Dänemark

Dänemark ist ein dezentralisierter Zentralstaat. 

Die kommunale Ebene besteht aus fünf Regi-

onen (Nordjylland, Midtjylland, Syddanmark, 

Hovedstaden und Sjælland) und 98 Gemeinden. 

Gemeinden sind den Regionen nicht untergeord-

net (OECD 2016d). Beide Ebenen besitzen unter-

schiedliche Aufgaben und Verantwortlichkeiten.

Die Regionen gehen auf die Reform der Kom-

munalverwaltungen von 2007 zurück. Sie haben 

gewählte Räte und werden von EUROSTAT als 

lokale Regierungen gezählt. Die Zentralregierung 

selbst betrachtet sie jedoch nicht als Kommunen. 

Die Gemeinden sind heute von kaum zu über-

schätzender Bedeutung für die dänische Ver-

waltung. Im Laufe der Jahrzehnte hat ihnen der 

Staat mehr und mehr Aufgaben übertragen. 1970 

fand eine erste große Strukturreform statt, in 

deren Folge 1.389 Gemeinden zu 275 fusionier-

ten. Im Jahr 2007 wurden diese Gemeinden wei-

ter auf 98 reduziert. Gleichzeitig wurde die ehe-

dem noch bestehende zweite Kommunalebene der 

14 Kreise in fünf Regionen überführt. Damit gehö-

ren die dänischen Gemeinden gemessen an der 

durchschnittlichen Einwohnerzahl zu den größ-

ten in Europa (Ministry for Economic Affairs and 

the Interior 2014: 12). Ziel der Reform war es, die 

Wirtschaftlichkeit und Professionalität der loka-

len Aufgabenerfüllung zu steigern.

Die Zentralregierung hat große Teile der staat-

lichen Aufgabenerfüllung im Bereich Sozialwe-

sen an Gemeinden und Regionen delegiert. Die 

Gemeinden besitzen ein allgemeines Aufgaben-

findungsrecht und auch bei übertragenen Auf-

gaben großes Ermessen (Sørensen 2016: 7). Das 

ABBILDUNG 5  Struktur der Republik Dänemark

Zentralstaat/
Bundesebene

Zentralregierung

Länder

Kommunen 5 Regionen 98 Gemeinden

Quelle: Eigene Darstellung

TABELLE 5  Einwohnerzahlen dänischer Kommunen

Minimum Maximum Durchschnitt

Regionen
587.000  
Nordjütland

1.807.000  
Hauptstadt
region

1.149.754

Gemeinden
1.807 
Laeso

613.288  
Kopenhagen

58.661

Quelle: EUROSTAT, Statistik lokaler Verwaltungseinheiten, 2018; https://
ec.europa.eu/eurostat/web/nuts/local-administrative-units (Download 
20.2.2019).
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erhebliche Unterschiede im Aufgabenkatalog und 

der Einwohnerzahl zwischen den Ländern resul-

tieren. Am geringsten sind diese Differenzen bei 

den Kreisen. Sie tragen als Gemeindeverbände 

übergemeindliche Aufgaben. Gemessen an den 

Ausgaben dominieren soziale Leistungen. Die 103 

kreisfreien Städte tragen gleichzeitig Aufgaben 

der Kreise und Gemeinden. Die übrigen (kreisan-

gehörigen) Gemeinden sind territorial einem der 

295 Landkreise zugeordnet. 

Neben diesen drei Grundformen kommunaler 

Verwaltungen finden sich weitere Formen von 

Gemeindeverbänden. In einigen Bundesländern 

3.4	 Deutschland

Deutschland ist ein Bundesstaat, bestehend aus 13 

Flächenländern und drei Stadtstaaten. Die Kom-

munen sind staatsrechtlich Bestandteile der Län-

der und unterliegen deren Rechtsetzung in Bezug 

auf Struktur, Aufgaben oder Finanzierung. Das 

Grundgesetz garantiert ihnen jedoch ein weitge-

hendes Recht der Selbstverwaltung.

Die kommunale Ebene setzt sich aus bis zu 

fünf verschiedenen Typen von Gemeinden und 

Gemeindeverbänden zusammen. Sie besitzen 

jeweils eigene Charakteristika und treten in jedem 

Bundesland in unterschiedlicher Konstellation 

auf. Die kommunale Struktur ist somit zwischen 

den Ländern heterogen, was sich weniger aus der 

Siedlungsstruktur, sondern aus Geschichte und 

landespolitischen Erwägungen erklärt.

Die drei wichtigsten Arten von Kommunen sind 

(Engels 2015: 25 ff.): kreisangehörige Gemein-

den (ca. 11.000), kreisfreie Städte (103) und Kreise 

(295). In jüngster Zeit ist die Zahl der Kommunen 

aller Arten aufgrund von (meist erzwungenen) 

Fusionen zurückgegangen. Von 2005 zu 2015 sank 

die Zahl der Kreise von 323 auf 295 und die Zahl der 

Gemeinden von rund 12.300 auf rund 11.000 (Ber-

telsmann Stiftung 2017: 21). 

Die Motivation solcher von der Landespoli-

tik erzwungener Fusionen liegt im Allgemeinen 

darin, durch die Vergrößerung der Kommunen 

Verwaltungskraft und Wirtschaftlichkeit der Auf-

gabenerfüllung zu erhöhen. Gelegentlich wird 

auch die „Zukunftsfähigkeit“ der Kommunen als 

Grund für Territorialreformen angeführt, denn die 

Anforderungen und Erwartungen an die Kommu-

nalverwaltungen steigen beständig an. Teilweise 

stellen Fusionen jedoch auch eine notwendige 

organisatorisch-strukturelle Voraussetzung dar, 

um weitere Landesaufgaben kommunalisieren zu 

können (Bogumil und Ebinger 2018).

Die Länder bestimmen die Struktur und das Leis-

tungsspektrum der kommunalen Ebene, woraus 

TABELLE 6  Einwohnerzahlen deutscher Kommunen

Minimum Maximum Durchschnitt

Kreis
49.000  
Lüchow-
Dannenberg 

617.000  
Reckling
hausen 

188.000

Kreisfreie Stadt
31.000  
Zweibrücken

1.500.000  
München

196.000

Kreisangehörige 
Gemeinden

9 
Gröde

153.810  
Neuss

7.400

Quelle: Statistisches Bundesamt, Gemeindeverzeichnis 2018; https://www.
destatis.de/DE/Themen/Laender-Regionen/Regionales/Gemeindeverzeichnis/
Administrativ/08-gemeinden-einwohner-groessen.html (Download 12.2.2020).

ABBILDUNG 6  �Struktur der Bundesrepublik 

Deutschland

Zentralstaat/
Bundesebene

Zentralregierung

Länder 13 Flächenländer 3 Stadtstaaten

Kommunen

Höhere Kommunalverbände

295 Kreise
103 

kreisfreie 
Städte

Verwaltungsgemeinschaften

 11.130 Gemeinden

Quelle: Eigene Darstellung
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delt es sich hier auch um ländliche Kommunen 

mit mehreren Siedlungskernen; quasi Kreise ohne 

Gemeinden. Ein Sonderfall kommunaler Verwal-

tung ist die Stadt London. Sie besteht aus 32 Lon-

don Boroughs sowie der City of London Corpora-

tion als „Ein-Ebenen-Kommunen“. Ein weiterer 

Sonderfall und eine „Kommune besonderer Art“ 

ist die Insel Scilly. 

In Teilen Englands liegt ein dem deutschen ver-

gleichbares „Zwei-Ebenen-Modell“ aus Kreis 

und kreisangehörigen Gemeinden vor. Im die-

sen eher ländlichen Räumen finden sich 27 Kreise 

(county councils), unterteilt in 201 kreisangehöri-

gen Gemeinden (district councils). 

Alle diese Kommunen besitzen einen gewähl-

ten Rat und einen Bürgermeister. Die Kommu-

nen können selbst entscheiden, ob der Bürger-

meister direkt durch die Bevölkerung oder den Rat 

gewählt wird.

Unterhalb der eigentlichen kommunalen Ebene 

finden sich in den meisten Landesteilen wei-

tere kleinere „towns“ oder „parishes“ (Ortsteile) 

genannte Einheiten (ca. 10.000). Gesetzlich sind 

diese den kreisangehörigen Gemeinden ange-

nähert. Tatsächlich füllen sie ihre Kompetenzen 

infolge geringer Verwaltungskraft in den aller-

meisten Fällen jedoch nicht aus.9 

Die wichtigsten Aufgaben der Kommunen sind 

Bildung, Soziales und Sicherheit (Geißler 2018: 5). 

Seit jeher praktizieren die Kommunen mannig-

fache Formen gemeinschaftlicher Aufgabenerle-

digung, insbesondere im Bereich der Polizei oder 

Feuerwehr.10 Mit dem Jahr 2009 erfand die Zen-

tralregierung eine weitere Ebene kommunaler 

Kooperation. Diese „verbundenen Kommunen“ 

(combined authorities) bilden sich freiwillig und 

verhandeln individuell mit den Ministerien, wel-

9	 Im Einzelfall können diese Einheiten beachtliche Grö-
ßen aufweisen. Circa vierzig „parishes“ haben mehr als 
30.000 Einwohner.

10	 2017 gibt es 45 Feuerwehr- und 38 Polizeibehörden in 
England.

existieren Gemeindeverbände unterhalb der Krei-

sebene (z. B. Verbandsgemeinden, Samtgemein-

den, Ämter etc.), welche Aufgaben für kleine 

Gemeinden innerhalb eines Landkreises über-

nehmen. Hierbei bleiben die kleinen Gemeinden 

weiterhin rechtlich und politisch selbstständig, 

allerdings wird ein Großteil ihrer Aufgaben auf-

grund fehlender eigener Kapazitäten vom überge-

ordneten Gemeindeverband übernommen. Darü-

ber hinaus existieren in fünf von 13 Bundesländern 

sogenannte „höhere Kommunalverbände“. Mit-

glieder sind hier die Kreise und kreisfreien Städte, 

welche primär bestimmte Aufgaben der Sozial-

hilfe an die Verbände übertragen. 

Das Verwaltungssystem der Bundesrepublik 

Deutschland ist komplex. In den meisten Fäl-

len werden grundlegende Rechtsgrundsätze auf 

Bundesebene festgelegt und durch Landesrecht 

ergänzt. Gemessen an den Ausgaben nehmen 

soziale Leistungen bei den Kommunen den mit 

Abstand größten Anteil ein, worin sich unter 

anderem der starke Ausbau von Kindergärten 

widerspiegelt. Im Bereich der Schulen sind die 

Kommunen für die Infrastruktur zuständig. 

3.5	 England

Das Vereinigte Königreich setzt sich aus vier Lan-

desteilen zusammen (England, Nordirland, Schott-

land, Wales), wovon England, gemessen an Bevöl-

kerung oder am Bruttoinlandsprodukt (BIP), der 

mit Abstand gewichtigste ist. Eine regionale Mit-

telebene besitzt England nicht. Die subnationale 

Ebene ist Teils schwer durchschaubar und wurde 

in den vergangenen Jahrzehnten verschiedentlich 

reorganisiert.

In Summe zählt England 353 reguläre Kommunen 

(principal authorities). Die lokale Ebene ist in zwei 

Formen strukturiert (Sandford 2017: 4): Es gibt 125 

sogenannte „Ein-Ebenen-Kommunen“. Sie sind 

Kreis und kreisangehörige Gemeinden in Einem 

und damit auf den ersten Blick mit den deutschen 

kreisfreien Städten vergleichbar. Allerdings han-
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2014). 1972 wurde ganz England in die Form 

der Zwei-Ebenen-Kommunen gegliedert. Um das 

Jahr 1996 wurde eine Reihe dieser Kommunen 

zu 46 neuen Ein-Ebenen-Kommunen fusioniert. 

Um 2008 traten neun weitere Fusionen dieser 

Art hinzu. Der allgemeine Trend besteht darin, 

die Zahl der kommunalen Einheiten über Fusio-

nen zu „Ein-Ebenen-Kommunen“ zu reduzieren. 

Gleichwohl ist dies keine langfristig stabile Stra-

tegie, sondern wird durch kurzfristige und durch-

aus auch parteipolitisch begründete Maßnahmen 

konterkariert. Die Konsolidierungsmaßnahmen 

der Staatsregierung im Nachgang der Finanzkrise 

veränderten die Stellung und Struktur der Kom-

munen (Geißler 2018: 8): Aufgaben wurden über-

tragen, Freiheitsgrade erweitert und Strukturen 

gestrafft.

Die Kommunen sind im Durchschnitt überaus 

groß und intransparent. Es variieren nicht allein 

die Organisationsformen oder Bezeichnungen. 

Zusätzlich wurde mit den Kommunalverbänden 

ein neuer Typus erfunden, der zum einen nur 

vereinzelt vorliegt und zum anderen vollkom-

men individuell strukturiert ist. In vielen Fällen 

ist nicht klar, wie die Aufgabenteilung innerhalb 

der kommunalen Ebene funktioniert oder welche 

Aufgaben überhaupt kommunal getragen werden.

In England gibt es keine schriftliche Verfassung 

und die Autonomie der Kommunen ist begrenzt. 

Infolgedessen können alle lokalen Angelegen-

heiten leicht durch nationale Rechtsvorschriften 

geändert werden.

3.6	 Estland

Die Republik Estlands ist zweistufig organi-

siert, bestehend aus einer staatlichen und einer 

kommunalen Ebene. Letztere setzt sich aus 79 

Gemeinden zusammen. Seit der Wiedererlan-

gung der Unabhängigkeit 1990 hat sich die Ver-

waltungsstruktur weit vom sowjetischen Sys-

tem entfernt. Der EU-Beitrittsprozess war einer 

der wichtigsten Treiber für administrative Refor-

che Aufgaben der Zentralregierung sie unter wel-

chen Umständen übernehmen. Mit diesem neuen 

Typ will die Regierung Effizienz und Wirtschafts-

wachstum fördern. Bis zum Jahr 2017 haben sich 

neun solcher Verbände gefunden. 

Damit besteht die kommunale Ebene, je nach 

Region, aus bis zu vier Ebenen:

1.	 Ortsteile (ca. 10.000)

2.	 Kreisangehörige Gemeinden (201) 

3.	� Kreise (27) und „Ein-Ebenen-Kommunen“ 

(125)

4.	 Verbundene Kommunen (9)

In den vergangenen Jahrzehnten wurde die kom-

munale Ebene mehrfach restrukturiert (Stewart 

ABBILDUNG 7  Struktur des Landes England

Zentralstaat/
Bundesebene

Zentralregierung

Länder

Kommunen

9 verbundene Kommunen

125 Ein-Ebenen-
Kommunen

27 Kreise

201 Gemeinden

Ca. 10.000 Ortsteile

Quelle: Eigene Darstellung

TABELLE 7  Einwohnerzahlen englischer Kommunen

Minimum Maximum Durchschnitt

Ein-Ebenen-
Kommunen

39.500 
Rutland

561.349  
Cornwall

198.000

Kreise
424.667  
Dorset

1.554.636  
Kent

733.000

Kreisangehörige 
Gemeinden

50.873  
Melton

225.656  
Northampton

133.000

Quelle: Office for National Statistics, Population Estimates, 2017;  
https://www.ons.gov.uk/peoplepopulationandcommunity/
populationandmigration/populationestimates/datasets/
populationestimatesforukenglandandwalesscotlandandnorthernireland 
(Download 15.2.2019).
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Laut der Verfassung genießen die Kommunen 

eine „geringfügig begrenzte rechtliche Autono-

mie“ (a. a. O.: 85). Das Gesetz über die kommu-

nale Selbstverwaltung räumt allen Kommunen 

die Autonomie ein, sich eine eigene institutionelle 

Struktur und Verfahrensordnung zu geben. Im 

Ergebnis unterscheiden sich diese von Gemeinde 

zu Gemeinde. Notwendige und direkt gewählte 

Organe in jeder Gemeinde sind der Rat (volikogu) 

und der Bürgermeister (linnapea).

Zu den Hauptaufgaben der lokalen Behörden zäh-

len die Sozialhilfe, Altenhilfe, Jugendarbeit, Woh-

nen, Ver- und Entsorgung, öffentlicher Verkehr 

und Straßen (a. a. O.: 88). Gemessen an den Aus-

gaben bindet Bildung den größten Teil der Haus-

halte. Andere Funktionen können den Kommunen 

nur durch Gesetz oder in Form gegenseitiger Ver-

einbarung zugewiesen werden. Alle Kommunen 

unabhängig ihrer Größe sind verpflichtet, die glei-

chen Grundleistungen zu erbringen. Da es in Est-

land keine weitere subnationale Ebene über den 

Gemeinden gibt, ist interkommunale Kooperation 

von hoher Bedeutung. 

men und hat nicht zuletzt die Kommunen gestärkt 

(OECD 2011: 99). Zu diesen Reformen gehörten des 

Weiteren die Stärkung demokratischer Entschei-

dungsprozesse, Privatisierung einiger Leistungen, 

Qualitätsorientierung oder Digitalisierung (Savi 

und Metsma 2013: 8). Von 2014 bis 2017 wurde auf 

lokaler Ebene eine weitere grundlegende Struk-

turreform umgesetzt, welche die kommunale 

Landschaft wesentlich veränderte.

Die staatliche Verwaltung besteht aus Ministerien 

und diesen nachgeordneten Behörden. Bis 2017 gab 

es 15 Kreise, deren Leitung der Staat ernannte. Sie 

überwachten die Gemeinden, berieten diese und 

waren für übergemeindliche Planungen zuständig. 

Im Jahr 2018 wurden die Kreise aufgelöst und deren 

Funktionen zwischen Staat und Gemeinden aufge-

teilt (Rahandusministeerium 2018). 

64 ländliche Gemeinden (vald) und 15 Städte (linn) 

sind heute die einzige kommunale Ebene. Bis 

2016 gab es 213 Kommunaleinheiten, die zu 15 

Landkreisen gehörten. Aufgrund der 2017 abge-

schlossenen Gemeindereform, die Gemeinden mit 

weniger als 5.000 Einwohnern zur Fusion zwang, 

sank die Gemeindezahl deutlich (Rahandusminis-

teerium 2017). Städte und ländliche Gemeinden 

können in Stadtbezirke (linnaosa) oder ländliche 

Gemeindebezirke (osavald) mit eingeschränkten 

Selbstverwaltungsrechten unterteilt werden.

Vor der aktuellen Territorialreform hatten die 

meisten Gemeinden nur wenige Einwohner 

(Mäeltsemees 2016: 82). Nur 18 Gemeinden errei-

chen eine Größenordnung von mehr als 10.000 

Einwohnern. Allerdings lebten dort fast zwei Drit-

tel der Gesamtbevölkerung. Im Zuge des Reform-

prozesses verdreifachte sich die durchschnittli-

che Einwohnerzahl. Die größte Einheit war und ist 

die Hauptstadt Tallinn, in der rund 30 Prozent der 

Einwohner des Landes leben. Damit weist Tallin 

in Europa eine der höchsten Einwohnerkonzen-

trationen auf.

TABELLE 8  �Einwohnerzahlen estnischer Kommunen, 

2018

Minimum Maximum Durchschnitt

Gemeinden
141  
Ruhnu

430.805  
Tallin

16.654

Quelle: EUROSTAT, Statistik lokaler Verwaltungseinheiten, 2018;  
https://ec.europa.eu/eurostat/web/nuts/local-administrative-units (Download 
20.2.2019).

ABBILDUNG 8  Struktur der Republik Estland

Zentralstaat/
Bundesebene

Zentralregierung

Länder

Kommunen 64 Gemeinden 15 Städte

Quelle: Eigene Darstellung
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Da viele finnische Gemeinden zu klein sind, um 

all ihre Aufgaben zu erfüllen, spielt interkommu-

nale Zusammenarbeit eine (zunehmend) wichtige 

Rolle. Es ist z. B. üblich, dass mehrere Gemeinden 

gemeinsame Stadtverwaltungen einrichten. Mit 

Ausnahme von Krankenhausbezirken oder Ein-

richtungen der Behindertenhilfe ist die Mitglied-

schaft in solchen Kooperationsformen allerdings 

in der Regel freiwillig (André und García 2014: 12).

Herausforderungen der Demographie und die Ero-

sion der Steuerbasis im ländlichen Raum bedrohen 

die Handlungsfähigkeit vieler Gemeinden. Mehr-

fach hat die Zentralregierung versucht, die kom-

munale Ebene zu restrukturieren. Zum Jahr 2020 

soll nun eine Reform in Kraft treten, im Zuge derer 

vor allem Aufgaben in den Bereichen Gesundheit 

und Sozialhilfe auf Gemeindeverbände übertragen 

werden. Diese Reform wurde 2019 abgesagt.

3.8	 Frankreich

Frankreich ist ein republikanischer Einheitsstaat. 

Traditionell ist die französische Verwaltung durch 

Zentralisierung und vertikale Kontrolle geprägt. 

In den vergangenen Jahrzehnten kam es jedoch zu 

3.7	 Finnland

Finnland ist ein Zentralstaat. Die staatliche Ver-

waltung umfasst die Ministerien sowie eine Viel-

zahl nachgelagerter Ämter und Agenturen. Auf 

regionaler Ebene sind sechs regionale staatliche 

Verwaltungsbehörden sowie 15 Zentren für wirt-

schaftliche Entwicklung, Verkehr und Umwelt 

verortet. Auf lokaler Ebene gibt es elf Polizei-

dienststellen, elf lokale Standesämter, 22 Voll-

streckungsbüros, elf Staatsanwaltschaften und 15 

Büros für Beschäftigung und wirtschaftliche Ent-

wicklung. Die kommunale Ebene besteht aus 311 

Gemeinden. Im Jahr 2005 initiierte die Staats-

regierung eine Strukturreform der Gemeinden 

mit dem Ziel, deren Größe zu erhöhen und deren 

Anzahl zu senken. Bis 2017 sank die Zahl der 

Gemeinden um fast ein Drittel.

Finnland ist ein stark dezentralisiertes Land. Die 

Gemeinden besitzen ein hohes Maß an Autono-

mie. Die finnische Verfassung garantiert das Recht 

auf kommunale Selbstverwaltung seit ihrer Ver-

abschiedung im Jahr 1919.

Die durchschnittliche Bevölkerung der Gemein-

den ist in Anbetracht der geringen Siedlungs-

dichte hoch. Dieser Durchschnitt täuscht jedoch, 

da mehr als die Hälfte der finnischen Gemein-

den weniger als 6.000 Einwohner aufweist. Auf 

der anderen Seite zählen nur neun Städte mehr 

als 100.000 Einwohner. Hinzu kommt, dass das 

Aufgabenspektrum der Gemeinden in Finnland 

außerordentlich groß ist (André und García 2014: 

13). Die drei wichtigsten Aufgabenfelder sind Sozi-

ales, Gesundheit und Bildung. Die Sicherstellung 

der notwendigen Verwaltungskraft und Dienst-

leistungsqualität im gesamten Land stellt Finn-

land vor enorme Herausforderungen (a. a. O.: 19).

Derzeit tragen die finnischen Gemeinden mehr 

als 500 gesetzliche Aufgaben, die in über 900 Nor-

men geregelt sind (Moisio 2013: 9). Neben die-

sen gesetzlichen Funktionen können die Gemein-

den nach eigenem Ermessen entscheiden, weitere 

Aufgaben zu übernehmen. 

ABBILDUNG 9  Struktur der Republik Finnland 

Zentralstaat/
Bundesebene

Zentralregierung

Länder

Kommunen 311 Gemeinden

Quelle: Eigene Darstellung

TABELLE 9  Einwohnerzahlen finnischer Kommunen

Minimum Maximum Durchschnitt

Gemeinden
96 
Sottunga

635.181 
Helsinki

17.695

Quelle: EUROSTAT, Statistik lokaler Verwaltungseinheiten, 2018; https://
ec.europa.eu/eurostat/web/nuts/local-administrative-units (Download 
20.2.2019).
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che Gemeindegröße beträgt nur rund 1.800 Ein-

wohnern (a. a. O.). Im Zuge der Dezentralisierung 

wurden die Gemeinden administrativ gestärkt und 

haben einige neue Aufgaben erhalten, z. B. in den 

Aufgabenfeldern Stadtplanung, Senioren, Abwas-

ser oder Grundschulen (Vie Publique 2018c). Tra-

ditionell spielen die Gemeinden im Alltag Frank-

reichs eine zentrale Rolle.

Da die Gemeindeebene sehr kleinteilig ist, gibt 

es mit den „Établissements Publics de Coopéra-

tion Intercommunales“ (EPCI) eine spezielle Form 

interkommunaler Zusammenarbeit (Du Boys 2017: 

95). Zweck ist es, die Effizienz der Verwaltung zu 

erhöhen bzw. bestimmte Leistungen überhaupt 

erst zu ermöglichen. Gemeinden können solche 

EPCI eigenständig bilden. Im Jahr 2018 gab es 1.263 

solcher Einheiten. Ein EPCI hat einen eigenen Rat, 

der von den Räten der Mitgliedsgemeinden gewählt 

mehreren Schritten der Dezentralisierung (Sau-

viat 2017: 157 ff.): Im Jahr 1982 wurde die kommu-

nale Selbstverwaltung in der Verfassung veran-

kert. Die zweite Verfassungsänderung 2003 sprach 

den Kommunen einen Anspruch auf einen Finanz-

ausgleich zu. 

Unterhalb der Staatsverwaltung besteht die Kom-

munalverwaltung aus drei Ebenen: 13 Regionen, 96 

kontinentale Departements und 35.367 Gemein-

den. Departements und Gemeinden sind in ihrer 

Struktur seit zweihundert Jahren nahezu unverän-

dert. Die Zentralregierung ist über die Präfekturen 

in den Departements dezentral präsent. 

Die kommunale Ebene der Regionen wurde 2015 

restrukturiert und deren Anzahl von 22 auf 13 ver-

ringert (NOTRE-Gesetz; Jouen 2015: 1). Der Regi-

onsrat wird direkt vom Volk gewählt und wählt 

wiederum den Regionspräsidenten. Historisch lag 

die Aufgabe der Regionen in der Wirtschaftsför-

derung und der Koordinierung der unteren loka-

len Ebenen. Im Laufe der Jahre kamen neue Auf-

gaben, z. B. Abfall, Tourismus, Verkehr bis hin zu 

Bildung, hinzu (Doré et al. 2014: 127). Der Trend 

geht zur politischen und administrativen Stärkung 

der Regionen. Mit der Verwaltungsreform 2015 

wurde die ehedem bestehende „Allgemeinzustän-

digkeit“ der Regionen und Departements aufge-

löst. Sie besteht nun nur noch für die Gemeinden 

fort (OECD 2016f).

Seit dem Gesetz der Verwaltungsmodernisierung 

von 2014 nehmen die Departements die wichtigste 

Rolle in den sozialen Leistungen (Kinder, Ältere, 

Menschen mit Behinderungen) ein. Die Anzahl 

der Departements stand häufig zur Disposition, 

da einige ihrer Aufgaben auf die Regionen verla-

gert wurden. 

Die unterste Ebene der französischen Verwal-

tung umfasst die Gemeinden. Obwohl Fusionen 

staatlich gefördert werden, ist deren Zahl im 

europäischen Vergleich außerordentlich hoch. 

Über 80 Prozent der Gemeinden weisen weni-

ger als 2.000 Einwohner auf, die durchschnittli-

ABBILDUNG 10  �Struktur der Republik Frankreich 

(kontinental)

Zentralstaat/
Bundesebene

Zentralregierung

Länder

Kommunen

13 Regionen

101 Departements

1.263 Verwaltungsgemeinschaften

35.367 Gemeinden

Quelle: Eigene Darstellung

TABELLE 10  Einwohnerzahlen französischer Kommunen

Minimum Maximum Durchschnitt

Regionen
337.800  
Corse

12.246.200 
Ile-de-France

5.001.400

Departements
75.500  
Lozère

2.613.900 
Nord

665.200 

Gemeinden
1  
Rochefourchat

2.206.500 
Paris

1.895 

Quelle: Institut national de la statistique et des études économiques
https://ec.europa.eu/knowledge4policy/node/6766_de (Download 12.2.2020).
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Die Gemeinden unterteilen sich in verschie-

dene Größenkategorien, was Auswirkungen auf 

Zuständigkeiten und Finanzierung hat. Die oft 

sehr kleinen Inselgemeinden tragen in Bereichen 

wie Landwirtschaft, Energie oder Raumplanung 

auch Aufgaben, die sonst grundsätzlich den Regi-

onen zustehen (Hlebas 2012: 264 ff:). Eine ähnli-

che geographisch begründete Privilegierung exis-

tiert für Berggemeinden.

Die Gemeinden sind verfassungsgemäß für 

die Verwaltung der örtlichen Angelegenheiten 

zuständig. Dazu gehören z. B. wirtschaftliche Ent-

wicklung, Ver- und Entsorgung oder Kindergär-

ten (ebd.). Letztlich ist ihre administrative Rolle 

jedoch eher gering. Der größte Teil der Ausgaben 

entfällt auf „allgemeine Verwaltung“. Die Regio-

nen tragen als Kommunen übergemeindliche Auf-

gaben; oft in den gleichen Politikfeldern.

wird. Eine besondere Form von EPCI, genannt 

„Métropole“, bildet sich in Metropolregionen um 

Städte mit mindestens 500.000 Einwohnern.

3.9	 Griechenland

Griechenland ist seit jeher ein stark zentralisier-

ter Staat. Die Verfassung garantiert die Existenz 

der Kommunen und der kommunalen Selbstver-

waltung. Die Struktur der kommunalen Ebene 

hat sich jedoch im Zuge der Troika-Rettungspro-

gramme wesentlich geändert.

In der ersten von Griechenland und Troika11 im 

Jahr 2010 unterzeichneten Vereinbarung wurde 

die Reorganisation der kommunalen Ebene expli-

zit vereinbart (Chortareas und Logothetis 2016: 

135 f.). Das Kallikrates-Gesetz12 setzte dies um. 

Ziel war es, durch die Realisierung von Skalenef-

fekten Größenvorteile zu schaffen, die Effizienz 

der Kommunen zu steigern, die öffentliche Ver-

waltung zu dezentralisieren, die Struktur zu ver-

einfachen und die Zahl der gewählten Beamten zu 

reduzieren (Hlepas 2012: 259 ff.). 

Die Zahl der Gemeinden sank von 1.034 auf 325. 

Die bestehenden 50 staatlichen Präfekturen wur-

den in 13 Verwaltungsregionen reorganisiert. Sie 

wurden Teil der Kommunalverwaltung (Ministry 

of the Interior 2013: 10 ff.). Sieben dezentrale Ver-

waltungen wurden als nachgelagerte dezentrale 

Einheiten der Zentralregierung errichtet.

Griechenland hat damit eine zweistufige kommu-

nale Struktur aus 325 Gemeinden und 13 Verwal-

tungsregionen. Die Beziehung zwischen diesen 

beiden Ebenen ist nicht hierarchisch. Sie koor-

dinieren ihre Aufgaben miteinander. Die Bürger 

wählen direkt die Bürgermeister, Gemeinderäte, 

Regionalräte und Gouverneure.

11	 Kooperation von Europäischer Zentralbank, Internati-
onalem Währungsfonds und Europäischer Kommission 
zur Bewältigung der durch die globale Finanzkrise 2008 
ausgelöste EU-Schuldenkrise.

12	 Wurde zur Reform der griechischen Verwaltung auf den 
Weg gebracht.

ABBILDUNG 11  Struktur der Republik Griechenland

Zentralstaat/
Bundesebene

Zentralregierung

Länder

Kommunen
13 Verwaltungs-

regionen
325 Gemeinden

Quelle: Eigene Darstellung

TABELLE 11  Einwohnerzahlen griechischer Kommunen

Minimum Maximum Durchschnitt

Regionen
199.000  
Nord Ägäis

1.900.000  
Zentral  
Makedonien

828.323

Gemeinden
200  
Insel 
Agathonisi

664.000  
Athen

33.133

Quelle: Ellinikí Statistikí Archí 
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sequenz dieser Reformen verfügt Irland nun über 

im europäischen Vergleich sehr große Kommunen 

mit recht wenigen Aufgaben. Die Bürger wählen 

die kommunalen Vertretungsorgane, aber im All-

gemeinen nicht den Bürgermeister. 

Traditionell spielen die irischen Kommunen bei 

der Aufgabenerfüllung nur eine untergeordnete 

Rolle (Boyle 2014). In klassischen kommunalen 

Politikfeldern wie Bildung oder Soziales besitzen 

sie kaum Zuständigkeiten. Darüber hinaus wurde 

die ehemals kommunale Wasserversorgung 2013 

einer staatlichen Behörde übertragen. Die Ausga-

ben der kommunalen Ebene halbierten sich hier-

durch. 

3.11	 Italien

Italien ist ein Einheitsstaat mit einer regiona-

lisierten Verwaltung. Zur kommunalen Ebene 

zählen 20 Regionen, 110 Provinzen und 7.978 

Gemeinden. Die kommunale Selbstverwaltung 

ist in der italienischen Verfassung verankert und 

sieht für die Kommunen sowohl Einnahmen- 

als auch Ausgabenautonomie vor (Bespalova und 

3.10	 Irland

Irland ist ein Zentralstaat mit einer im internati-

onalen Vergleich ausgesprochen schwachen kom-

munalen Ebene (Boyle 2014: 5). In der irischen 

Verfassung wurden die Kommunen erstmals 1999 

anerkannt und ein Artikel zur Stärkung der demo-

kratischen Grundsätze in den lokalen Behörden 

eingeführt. Der Staat spielt jedoch weiterhin in 

allen Bereichen der Kommunalverwaltung eine 

entscheidende Rolle (Scannel 2015: 311). Darü-

ber hinaus existiert ein umfangreiches Netzwerk 

nachgeordneter staatlicher Behörden auf regio-

naler und lokaler Ebene. 

Die derzeitige kommunale Struktur geht auf 

Änderungen im Jahr 2014 zurück, die eine weitere 

Schwächung im Aufgabenspektrum, Zentralisie-

rung und Autonomieverluste bedeuteten (Turley 

und McNena 2016). Die Reformagenda der Zent-

ralregierung (Putting People First) war überwie-

gend eine Folge der in Irland besonders harten 

Finanzkrise und Bedingung für die Troika-Hilfs-

programme (Shannon 2016). Aber bereits in frü-

herer Zeit gab es Diskussionen über die Mängel der 

bestehenden Verwaltungsstrukturen.

Im Jahr 2014 wurde die Anzahl der Kommunen 

von 114 auf 31 reduziert. Zuvor bestand eine zwei-

stufige kommunale Struktur aus Kreisen und 

Gemeinden bzw. Städten und Ortsteilen. Im Zuge 

der Reform wurden einige Kreise fusioniert und 

die jeweils untere Ebene der kreisangehörigen 

Gemeinden und Ortsteile abgeschafft. Ziele waren 

Vereinfachung der Struktur sowie Steigerung der 

Demokratie und der Wirtschaftlichkeit. Ein Aus-

bau kommunaler Aufgaben war nicht intendiert. 

Die heute 31 Kommunen unterteilen sich in drei 

Gruppen, die aber jeweils die gleichen Aufga-

ben tragen. Es gibt drei Großstädte, 26 ländliche 

Kommunen und zwei gemischte Kommunen. In 

den letztgenannten Gruppen kann es eine weitere 

Untergliederung in Ortsteile geben. Diese 95 Ein-

heiten sind jedoch eher Wahlbezirke ohne wirk-

liche Verwaltungskraft. In den drei Großstädten 

existiert keine weitere Untergliederung. Als Kon-

ABBILDUNG 12  Struktur der Republik Irland 2017

Zentralstaat/
Bundesebene

Zentralregierung

Länder

Kommunen 26 Kreise
2 Stadt- und 
Landkreise

3 
Stadtkreise

Quelle: Eigene Darstellung

TABELLE 12  Einwohnerzahlen irischer Kommunen

Minimum Maximum Durchschnitt

Kommune

32.000 
Leitrim 
County 
Council 

554.600 
Dublin City 
Council

154.335

Quelle: Central Statistics Office
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et al. 2016: 231 – 233). In 14 Fällen sind die Regi-

onen identisch mit großen Städten. Diese soge-

nannten „Metropolitanstädte“ nehmen für ihre 

Mitgliedsgemeinden bestimmte Aufgaben, z. B. 

der Raumplanung, des Schulbaus oder des Ver-

kehrs, wahr. In den Provinzen ist der Zentralstaat 

mit jeweils einer Präfektur vertreten, die unter 

anderem für die Gemeindeaufsicht und die Poli-

zei zuständig sind. 

Die Gemeindestruktur Italiens ist eher kleintei-

lig, auch wenn in den letzten Jahren die Zahl der 

Gemeinden leicht abnahm. Vor der Wirtschafts-

krise war Italien jedoch aufgrund der steigen-

den Anzahl von Gemeinden in Europa einzigar-

tig (Ambrosiano et al. 2016: 231–232). Die Zahl der 

Gemeinden wuchs, da die Aufspaltung der loka-

len Gebietskörperschaften einen Weg darstellte, 

Andersen 2013). Die Verfassungsreform von 2001 

und das Gesetz über die Finanzverteilung von 2009 

haben die Dezentralisierung gestärkt, aber auch zu 

Teils unklaren Zuständigkeiten und regelmäßigen 

Rechtsstreitigkeiten zwischen den gebietskörper-

schaftlichen Ebenen geführt (OECD 2016i). 

Unter den 20 Regionen sind fünf mit besonde-

rem Rechtsstatus, der ihnen eine größere Auto-

nomie in Gesetzgebung, Verwaltung und Finanzen 

einräumt (Manes-Rossi 2015: 134). Dieser Status 

ist ihnen aus historischen Gründen zugewiesen, 

um Abspaltungen und Sezessionsbestrebungen 

zu verhindern. Jede Region hat einen Regional-

rat, einen Vorstand und einen Präsidenten, wel-

che direkt von den Bürgern gewählt werden. Alle 

Regionen haben die Befugnis, Steuern zu erhe-

ben, obgleich die Zentralregierung den Großteil 

der Steuereinnahmen einbehält. Die Verfassungs-

reform von 2001 erteilte den Regionen eine allge-

meine Zuständigkeit für alle Aufgaben, die nicht 

der Zentralregierung vorbehalten sind. Schwer-

punkt ihrer Aufgaben ist die Gesundheitsversor-

gung. Hierbei handelt es sich um eine geteilte 

Zuständigkeit, in welcher die Zentralregierung 

Standards definiert und die Finanzierung trägt, 

wohingegen die Regionen für die Aufgabenerfül-

lung zuständig sind (Ambrosiano et al. 2016: 217). 

Weitere Aufgaben der Regionen umfassen den 

Umweltschutz, Verkehr, Universitäten und Hoch-

schulen, soziale Dienste und Wohnen, Kultur und 

Landwirtschaft. 

Die Ebene der 110 Provinzen steht seit längerer 

Zeit zur Disposition. Im Jahr 2014 wurden ihnen 

ihre angestammten Aufgaben in den Bereichen 

Verkehr, Straßen, Umweltschutz, Abwasserent-

sorgung, Abfall, Sekundarschulbildung entzogen 

und auf Regionen, Gemeinden oder interkom-

munale Einrichtungen verlagert (OECD 2016i). 

Die vollständige Auflösung scheiterte jedoch an 

einem Verfassungsreferendum im Jahre 2016. Die 

Provinzregierung wird nicht mehr direkt von den 

Bürgern gewählt, sondern setzt sich nun aus Ver-

tretern der Bürgermeister der zu dieser Region 

gehörenden Gemeinden zusammen (Ambrosiano 

ABBILDUNG 13  Struktur der Republik Italien, 2018

Zentralstaat/
Bundesebene

Zentralregierung
(lokal vertreten über 103 Präfekte)

Länder

Kommunen

20 Regionen

96 Provinzen
14 Metro

politanstädte

7.978 Gemeinden

Quelle: Eigene Darstellung

TABELLE 13  Einwohnerzahlen italienischer Kommunen

Minimum Maximum Durchschnitt

Regionen
126.200  
Aostatal

10.036.300 
Lombardei

3.024.200

Provinzen
85.200  
Isernia

4.355.700 
Rome

562.300

Metropolitan­
städte

432.000 
Cagliari)

4.355.700 
Rom

1.566.100

Gemeinden
29  
Moncenisio

2.872.800 
Rom

7.484

Quelle: EUROSTAT, Statistik lokaler Verwaltungseinheiten, 2018; https://
ec.europa.eu/eurostat/web/nuts/local-administrative-units (Download 
20.2.2019).
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Aufsicht über Gemeinden und Wasserverbände, 

Umweltschutz oder Verkehr (OECD 2016k). Bis 

zum Jahr 2015 waren sie auch für die Jugendhilfe 

zuständig; diese Aufgabe wurde dann jedoch auf 

die Gemeindeebene verlagert. Allgemein spie-

len die Provinzen eine Schlüsselrolle in der verti-

kalen Koordination zwischen Staat und Gemein-

den. Die Konsolidierung der Provinzen in größeren 

Regionen ist seit den 1960er Jahren in der Debatte, 

wurde jedoch nie umgesetzt (a. a. O.). Die Pro-

vinzen besitzen direkt gewählte Provinzräte. Der 

Vorsitzende dieses Rates wird vom Innenminister 

entsandt, wobei die Provinzräte jedoch über Mit-

bestimmungsrechte verfügen.

Die 355 Gemeinden sind die unterste Verwaltungs-

ebene. Ein großer Teil ihrer Aufgaben ergibt sich 

aus staatlichen Gesetzen. Obwohl die Gemeinden 

autonom sind, unterliegen sie gemäß der nieder-

ländischen Verfassung weitgehender staatlicher 

Kontrolle. In Bezug auf gemeindliche Aufga-

ben nehmen soziale Dienste zunehmend mehr 

Gewicht ein. Denn seit den 1980er Jahren wurde 

der niederländische Wohlfahrtsstaat in mehre-

ren Schritten dezentralisiert. Seit 2006 tragen die 

Gemeinden verschiedene Aufgaben der nationa-

len Sozialversicherung für ältere und behinderte 

Menschen. 2014 übertrug der Staat drei große 

soziale Leistungsblöcke auf die Gemeinden. Infol-

gedessen sind diese für Jugendhilfe, Langzeit-

pflege und Beschäftigungsförderung für Behin-

derte zuständig (OECD 2016k; Vermeulen 2015: 1). 

Mit durchschnittlich mehr als 40.000 Einwohnern 

sind die niederländischen Gemeinden im Ver-

gleich zu anderen europäischen Ländern relativ 

groß (Allers und van Ommeren 2016: 720). Den-

noch steht eine weitere Restrukturierung hin zu 

größeren Einheiten im Raum. Die Bürger wählen 

den Gemeinderat. Der Innenminister ernennt den 

Bürgermeister, meist auf Vorschlag des Gemein-

derates. 

Interkommunale Kooperation besitzt eine große 

Bedeutung in den Niederlanden. Gemeinden kön-

nen beliebig viele Kooperationsvereinbarungen 

die Anzahl politischer Posten zu vergrößern und 

höhere Finanzzuweisungen vom Zentralstaat zu 

erhalten. Die große Zahl der Gemeinden und 

die daraus resultierende Zersplitterung der kom-

munalen Ebene sowie die geringen administ-

rativen Kapazitäten dieser Verwaltungseinhei-

ten stellen daher ein bekanntes Problem dar. Zu 

den gemeindlichen Aufgaben gehören städtische 

Planungs-, Bau- und Gewerbegenehmigungen, 

Sozialwohnungen, öffentliche Verkehrsmittel 

und Straßen, Wasser- und Abfallwirtschaft, Bil-

dungsinfrastruktur, lokale Wirtschaftsentwick-

lung, Erholung und Kultur (OECD 2016i). Die poli-

tischen Gremien (Räte und Bürgermeister) werden 

direkt von der Bevölkerung gewählt. 

3.12	 Niederlande

Die Niederlande sind eine konstitutionelle Monar-

chie und ein Zentralstaat. Die Verwaltung ist zwei-

stufig aufgebaut und besteht aus einer nationalen 

und einer kommunalen Ebene. Da letztere admi-

nistrativ und politisch relativ stark ist, bezeichnen 

sich die Niederlande selbst als „dezentraler Ein-

heitsstaat“ (Ministry of Finance 2013: 11).

Die meisten Politikfelder werden durch den Staat 

bestimmt und von den Kommunen umgesetzt 

(Allers und Vermeulen 2013: 3). Die Dezentrali-

sierung von Aufgaben führt zu anhaltenden Dis-

kussionen zwischen den Verwaltungsebenen und 

zu einem ständigen „inkrementalen“ Prozess von 

Gemeindefusionen (Bockema, Steen und Wayen-

berg 2016: 54).

Die niederländischen Kommunen umfassen zwölf 

Provinzen und (seit Januar 2019) 355 Gemeinden. 

Daneben gibt es sogenannte „Waterschappen“, 

die für das in den Niederlanden höchst bedeutende 

Wassermanagement zuständig sind. Provinzen 

als auch Gemeinden erfüllen gleichzeitig staat-

lich übertragene als auch eigenständige Aufgaben.

Die Zuständigkeiten der Provinzen beinhalten 

regionale Wirtschaftspolitik, Regionalplanung, 
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3.13	 Österreich

Österreich ist ein Bundesstaat, der sich aus neun 

Bundesländern (einschließlich der Stadt Wien) 

und rund 2.100 Gemeinden zusammensetzt. Die 

Kommunen sind Teil der Länder und unterlie-

gen deren Rechtsetzung und Aufsicht. Bestimmte 

Autonomierechte werden ihnen jedoch bereits 

über die Bundesverfassung gewährt (Gamper 

2012).

Die kommunale Ebene in Österreich ist einstu-

fig und besteht nur aus Gemeinden. Von den ins-

gesamt 2.114 Gemeinden sind 14 Statutarstädte. 

Die übrigen Gemeinden gehören zu einer der 79 

Bezirkshauptmannschaften. Dies sind dezentra-

lisierte, nachgeordnete Behörden der Landesver-

waltung. In den Jahren 2015 bis 2019 kam es zu 

einigen Gemeindefusionen, sodass die Gemeinde-

anzahl um rund zehn Prozent abnahm. Nichtsdes-

totrotz verfügt Österreich nach wie vor über eine 

kleinteilige Gemeindestruktur.

Die Statutarstädte genießen einige rechtliche Pri-

vilegien, die ihnen jeweils durch ein eigenes Lan-

desgesetz verliehen werden. Sie unterliegen nicht 

der allgemeinen Gemeindeordnung. So ist z. B. die 

Aufsicht des Landes weniger streng. Der wesentli-

che Unterschied ist jedoch, dass diese Städte nicht 

Teil einer Bezirkshauptmannschaft sind, sondern 

deren Aufgaben mit übernehmen. Aufgabenka-

talog und Finanzierung unterscheiden sich somit 

von den gewöhnlichen Gemeinden.

Die Bevölkerungszahl der Gemeinden ist im All-

gemeinen gering. Rund 70 Prozent der Gemein-

den zählen weniger als 2.500 Einwohner. Nur fünf 

Städte erreichen mehr als 100.000 Einwohner 

(Wien, Graz, Linz, Salzburg und Innsbruck). Infol-

gedessen existieren vielfältige Formen der Koope-

ration. Gemessen an den Ausgaben sind Bildung 

und Soziales die wichtigsten Kategorien (Kommu-

nalkredit Austria 2017: 71). Unter anderem Kin-

dergärten gewinnen an Gewicht. Die Aufgaben-

struktur im Detail ist Landesrecht und differiert 

daher regional. Die Gemeinden vollziehen aus-

treffen (a. a. O.: 720). In der jüngeren Vergangen-

heit wurden einige wesentliche Reorganisatio-

nen durch den Staat vorgenommen. So gab es bis 

2013 zehn Polizeiregionen, die von der nationa-

len Regierung finanziert, aber von den Gemein-

den betrieben wurden (National Police Act 2013). 

Heute sind die Polizeiregionen regionale Einhei-

ten der nationalen Polizeiorganisation. Die kom-

munale Gesundheitsvorsorge wurde seit 1990 in 63 

Verbänden organisiert. 2018 wurde diese Zahl auf 

25 reduziert. Die 1995 gegründeten acht Stadtre-

gionen wurden im Jahr 2015 aufgelöst. Gleichzei-

tig wurden gesetzlich zwei neue Stadtregionen für 

Amsterdam und Den Hague geschaffen. Darüber 

hinaus gibt es viele Kooperationen zwischen den 

Wasserbehörden und den Gemeinden. 

ABBILDUNG 14  Struktur des Königreiches der 

Niederlande

Zentralstaat/
Bundesebene

Zentralregierung

Länder

Kommunen
12 Provinzen

355 Gemeinden

Quelle: Eigene Darstellung

TABELLE 14  Einwohnerzahlen niederländischer 

Kommunen

Minimum Maximum Durchschnitt

Provinzen
382.300  
Zeeland

3.680.700  
Zuid-Holland

1.423.459

Gemeinden
932  
Schiermonni
koog

854.047  
Amsterdam

43.799

Quelle: EUROSTAT, Statistik lokaler Verwaltungseinheiten, 2018; https://
ec.europa.eu/eurostat/web/nuts/local-administrative-units (Download 
20.2.2019).
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Das Prinzip der Subsidiarität wird deutlich an der 

Organisation des Bildungssystems, das weithin 

den Kommunen obliegt. Die Gemeinden tragen 

die Grundschulen, die Kreise die Sekundarschu-

len und die Woiwodschaften die Hochschulen. In 

Summe binden Ausgaben für Bildung mit rund 40 

Prozent den größten Teil der kommunalen Haus-

halte; primär bei Gemeinden und Kreisen (Swia-

niewicz 2017: 228). 

Die Gemeinden bilden die unterste, in Bezug 

auf Aufgaben, Haushaltsvolumen und Autonomie 

aber die wichtigste Ebene. Das Kommunalgesetz 

von 1990 garantiert ihnen das allgemeine Recht 

zur Regelung der örtlichen Angelegenheiten im 

Rahmen staatlicher Gesetze. Wichtige Aufgaben 

sind z. B. Raumplanung, Infrastruktur, Ver- und 

Entsorgung, Wohnen, soziale Dienste (seit 2004 

Familienleistungen), Bildung (einschließlich Leh-

rergehälter), Grundversorgung und Kultur (Sauer 

2013: 9 ff.). 

Mittlere kommunale Ebene sind die Kreise, die 

jedoch nur wenige Aufgaben erbringen und nur 

über eingeschränktes Ermessen und Autonomie 

verfügen (Swianiewicz 2014: 303). Große Städte 

sind als Stadtkreise organisiert und damit zugleich 

Gemeinde und Kreis. 

Oberste kommunale Ebene sind die 16 Woiwod-

schaften, die gleichzeitig Einheiten staatlicher 

Verwaltung und regionaler Selbstverwaltung sind. 

Im Zuge dieser doppelten Rolle gibt es zwei lei-

tende Angestellte: Der Präfekt ist oberster Vertre-

ter der Zentralregierung und wird vom Premier-

minister ernannt. Er ist zuständig für die Aufsicht 

über die Erfüllung staatlicher Aufgaben und die 

Rechtsaufsicht über die Selbstverwaltungsauf-

gaben. Der Marschall wird durch den direkt vom 

Volk gewählten Rat gewählt und ist für die Aufga-

ben der Selbstverwaltung verantwortlich (Sauer 

2013: 6). Die Woiwodschaften sind funktional und 

finanziell relativ schwach (Swianiewicz 2014: 296). 

Sie sind vor allem für die Umsetzung der EU-Pro-

gramme wichtig.

schließlich übertragene Aufgaben (Gamper 2012: 

30 f.). Trotz des föderalen Staatsaufbaus besitzt 

Österreich stark zentralistische Züge (Niemann 

und Ebinger 2017: 94). 

Alle Gemeinden besitzen einen direkt gewähl-

ten Rat sowie einen Bürgermeister, der entweder 

direkt oder durch den Rat gewählt wird. 

3.14	 Polen

Die Republik Polen ist ein Zentralstaat. Nach der 

Territorial- und Verwaltungsreform im Jahr 1999 

besitzt sie drei selbstverwaltete kommunale Ebe-

nen, die nicht in einem hierarchischen Verhältnis 

zueinanderstehen, sondern deren Aufgaben sich 

auch innerhalb des gleichen Politikfeldes ergän-

zen (Sauer 2013: 9). 

ABBILDUNG 15  Struktur der Republik Österreich

Zentralstaat/
Bundesebene

Zentralregierung

Länder 8 Flächenländer
Stadt
staat 
Wien

Kommunen 2.098 Gemeinden
14 

Statutar
städte

Quelle: Eigene Darstellung

TABELLE 15  Einwohnerzahlen österreichischer 

Kommunen

Minimum Maximum Durchschnitt

Statuarstädte
1.921
Rust

286.292
Graz

85.000

Gemeinden
45
Gramais

49.278
Dornhirn

4.182

Quelle: EUROSTAT, Statistik lokaler Verwaltungseinheiten, 2018; https://
ec.europa.eu/eurostat/web/nuts/local-administrative-units (Download 
20.2.2019).
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3.15	 Portugal

Portugal ist ein Zentralstaat. Die Verfassung von 

1976 sieht zwar grundsätzlich die Schaffung einer 

regionalen Ebene vor. Ein entsprechendes Refe-

rendum scheiterte jedoch 1998 und wurde nicht 

wieder in Angriff genommen (OECD 2016p; Morais 

2012: 5 f.). Bis 2010 gab es eine mittlere staatliche 

Verwaltungsebene aus 18 Verwaltungsbezirken.

Die lokale Ebene besteht faktisch nur aus der 

Ebene der 308 Gemeinden (concelhos). Diese 

untergliedern sich in 3.091 Ortsteile (frequesias) 

mit sehr begrenzten Verwaltungsaufgaben. Die 

Anzahl der Ortsteile pro Gemeinde reicht von 

einer bis zu 61. Alle Einheiten besitzen direkt 

gewählte Organe und politisch-administrative 

sowie finanzielle Autonomie (Silva 2017: 10). Seit 

2013 besitzen die Gemeinden eine grundsätzliche 

Allzuständigkeit. 

Es gibt keine Landkreise und keine Städte mit 

Kreisstatus. Die derzeitige lokale Struktur geht auf 

Maßnahmen zurück, die der Staat 2013 zur Über-

windung der Finanzkrise ergriff. Mit dem Ziel der 

Vereinfachung und Rationalisierung wurde die 

Zahl der Ortsteile um ein Viertel reduziert (a. a. O.: 

20). Infolge des großen öffentlichen Widerstands 

war dieser Schritt auf Ebene der Gemeinden nicht 

umsetzbar. Historisch gesehen sind die Gemein-

den die stabilste politische und administra-

tive Einheit in Portugal. Mehr als ein Drittel der 

Gemeinden hat weniger als 10.000 Einwohner. 

Ihre Relevanz für öffentliche Dienstleistungen 

ist eher begrenzt. Es gibt kaum eine Aufgabe, bei 

der die Gemeinden wesentliche Handlungsfrei-

heit genießen. Ihre (zumindest partielle) Zustän-

digkeit umfasst Grundschulen, lokale Straßen, 

ÖPNV, Ver- und Entsorgung sowie einige Sozial- 

und Gesundheitsdienste.

Die jetzige Gemeindestruktur steht vor Heraus-

forderungen. Gebietsgröße, Einwohnerzahl und 

Wirtschaftskraft sind sehr heterogen. Die Struk-

turen sind komplex und die Transparenz gering. 

Grundsätzlich spiegelt sich die politische Bedeu-

Alle drei Ebenen haben eine gewählte Vertretung 

und ein eigenes Budget. Es gibt spezielle Gesetze, 

die Aufgaben, Organisation, Status, Finanzierung 

usw. der Ebenen regeln. Die Kommunen füh-

ren jeweils eigene und übertragene Aufgaben aus 

(eine Liste der Beispiele findet sich bei Sauer 2013: 

6 ff.). In Summe aller drei Ebenen ist die Relevanz 

der Kommunen in Polen hoch. Gleichzeitig sind 

in den vergangenen Jahren Spannungen gewach-

sen, da eine Dezentralisierung von Aufgaben auf 

die Kommunen mit einer stärkeren Regulierung 

durch die Zentralregierung einhergeht (Swianie-

wicz 2017: 250). 

ABBILDUNG 16  Struktur der Republik Polen

Zentralstaat/
Bundesebene

Zentralregierung

Länder

Local Level

16 Woiwodschaften

315 Kreise 65 Stadtkreise

2.478 Gemeinden

Quelle: Eigene Darstellung

TABELLE 16  Einwohnerzahlen polnischer Kommunen

Minimum Maximum Durchschnitt

Woiwod­
schaften

1.023.000  
Lubusz 

5.302.000  
Masovian

2.373.310

Kreise
21.000  
Sejnenski

292.000  
Posen 

80.800

Stadtkreise
36.533  
Sopot 

1.764.615  
Warschau

197.000

Gemeinden
1.302  
Krynica Morska

73.791  
Pila

15.324

Quelle: EUROSTAT, Statistik lokaler Verwaltungseinheiten, 2018; https://
ec.europa.eu/eurostat/web/nuts/local-administrative-units (Download 
20.2.2019).
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um Wirtschaftswachstum und regionale Integ-

ration zu fördern sowie bestimmte öffentliche 

Dienstleistungen gemeinsam zu erbringen.

3.16	 Schweden

Die schwedische Verwaltungsstruktur besteht aus 

einer zentralen und einer lokalen Ebene. Letztere 

gliedert sich in Kreise und Gemeinden, die nicht 

in einem Über-Unterordnungsverhältnis zuein-

ander stehen. Die Kommunen und ihre lange Tra-

dition der Selbstverwaltung nehmen in Schwe-

den eine Schlüsselrolle innerhalb der öffentlichen 

Verwaltung ein, die sich allgemein durch Dezent-

ralisierung und klar geteilte Zuständigkeiten aus-

zeichnet. 

Die Grundsätze öffentlicher Verwaltung sind in 

der Verfassung und im Kommunalgesetz festge-

legt. Kommunale Selbstverwaltung bedeutet, dass 

die Kommunen unabhängige Körperschaften sind, 

die innerhalb gesetzlicher Grenzen frei entschei-

den können. Die Gesetzgebung stellt Gemeinden 

und Kreise gleich. Die meisten lokalen Aufgaben 

sind durch Sondergesetze geregelt (BBSD 2005: 

6). Die drei wichtigsten Aufgabenfelder sind sozi-

ale Sicherung, Gesundheit und Bildung. Sie binden 

gemeinsam fast 80 Prozent der Haushalte. 

In den letzten zehn Jahren hat der Staat einige 

Änderungen der kommunalen Verwaltung vor-

genommen, so z. B. neue Zuständigkeiten für 

bestimmte Kreise, Stärkung der Subsidiarität 

sowie marktorientierte Reformen (Fölster und 

Kreicbergs 2014).

Die Staatsregierung legt durch Gesetze und Ver-

ordnungen nationale Ziele für die Aktivitäten von 

Gemeinden und Kreisen fest. Darüber hinaus ist 

der Staat auf Kreisebene durch die Verwaltungs-

räte vertreten, um sicherstellen, dass die nati-

onalen Ziele von den Kreisen umgesetzt werden 

(BBSD 2005: 4). 

tung, die den Gemeinden durch die Bürger beige-

messen wird, nicht in deren Aufgabenkatalog oder 

Finanzen wider (Teles 2016: 457).

Im Gegensatz zur allgemeinen politischen Rhe-

torik oder gar zum Verfassungsauftrag haben 

die Gemeinden in jüngerer Zeit einige Schritte 

der Rezentralisierung erlebt. Strukturen wurden 

gestrafft, staatliche Kontrolle verstärkt, Perso-

nal und Steuerhoheit reguliert. Großteils basie-

ren diese Maßnahmen auf den Bedingungen des 

Troika-Rettungsprogramms (Silva 2017: 14 ff.). In 

jüngerer Zeit hat die 2015 gewählte neue Staats-

regierung einen politischen Richtungswechsel 

zurück zur Dezentralisierung angekündigt, um die 

lokale Verantwortung und die Demokratie zu stär-

ken (a. a. O.: 21f.).

Den Gemeinden steht es grundsätzlich frei, 

Kooperationen für die Erbringung gemeinsamer 

Dienstleistungen zu initiieren. Von staatlicher 

Seite gab es in den vergangenen Jahrzehnten ver-

schiedene Versuche, Formen der Metropolitan 

Governance zu entwickeln. Es gibt sieben solcher 

Verbände, die durch Gemeinden gebildet werden, 

ABBILDUNG 17  Struktur der Republik Portugal

Zentralstaat/
Bundesebene

Zentralregierung

Länder

Kommunen
308 Gemeinden

3.091 Ortsteile

Quelle: Eigene Darstellung

TABELLE 17  �Einwohnerzahlen portugiesischer 

Kommunen

Minimum Maximum Durchschnitt

Gemeinden
500  
Corvo

500.000  
Lissabon

33.473

Quelle: Instituto Nacional De Estatistica
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pflichtige und freiwillige Aufgaben (SALAR 2011: 

5). Wichtige pflichtige Aufgaben sind unter ande-

rem Kindergarten, Schulen oder Altenhilfe sowie 

Ver- und Entsorgung. Der Vorstand und die direkt 

gewählte Gemeindeversammlung sind die Haupt-

organe einer Gemeinde. 

3.17	 Schweiz

Die Schweiz ist ein föderaler Bundesstaat, beste-

hend aus 26 Kantonen. Sechs dieser Kantone sind 

sogenannte „Halbkantone“. Diese gingen aus 

einer Kantonsteilung hervor und verfügen daher 

im Ständerat nur über einen Sitz, wohingegen die 

übrigen Kantone über jeweils zwei Sitze verfügen. 

In einigen Kantonen ist die staatliche Verwal-

tung weiter in Bezirke untergliedert. Die Kommu-

nen sind Teil der Kantone und unterliegen deren 

Recht. Die kommunale Ebene besteht in der Regel 

nur aus Gemeinden13. 

Die Schweizer Bundesverfassung gewährt den 

Gemeinden nach kantonalem Recht politische 

Autonomie. So entscheidet jeder Kanton für sich, 

wie die Zuständigkeiten zwischen Kanton und 

Gemeinden aufgeteilt werden (Steiner und Kai-

ser 2013: 149). Da sich die kantonale Entscheidung 

am Subsidiaritätsprinzip orientiert, verfügen die 

Gemeinden in der Praxis über große Autonomie 

und Handlungsspielräume. Sie besitzen die allge-

meine Zuständigkeit für alle lokalen Angelegen-

heiten, solange die Aufgabenerfüllung nicht der 

Bundes- oder Landesebene oder speziellen kom-

munalen Körperschaften zugeordnet ist (Vatter 

2016: 451; Ladner und Mathys 2018: 73 ff.). 

Die kommunale Ebene (Stand 1.4.2018) besteht 

aus 2.222 politisch unabhängigen Gemeinden, 

den sogenannten „Einwohnergemeinden“. Dar-

über hinaus gibt es andere Arten von Gemeinden 

13	 Lediglich in einigen wenigen Kantonen existiert eine 
den Gemeinden übergeordnete kommunale Ebene, den 
deutschen Landkreisen vergleichbar. Diese darf jedoch 
nicht mit den Bezirken als dekonzentrierte Form nach-
geordneter, aber originär staatlicher Behörden verwech-
selt werden.

Schweden hat 21 Kreise. Die wichtigsten Organe 

sind die direkt gewählte Bezirksratsversamm-

lung und der Verwaltungsrat (ebd.). Die wichtigste 

Pflichtaufgabe der Kreise betrifft die Gesundheits-

versorgung (Grundversorgung, Krankenhäuser, 

ambulante Pflege) (OECD 2016m; SALAR 2011: 5). 

Freiwillige Aufgaben liegen meist in den Bereichen 

Kultur, Bildung und Tourismus. Drei Kreise (Västra 

Götaland, Skåne und Halland) und eine Gemeinde 

(Gotland) haben zusätzliche Verantwortungen in 

Bezug auf die Regionalentwicklung. Aus diesem 

Grund werden sie als „Regionen“ anstelle von 

Kreisen (SALAR 2018) bezeichnet. Da die schwe-

dischen Kreise vergleichsweise klein sind, wurde 

2016 ein Komitee eingesetzt, das Vorschläge für 

regionale Umstrukturierungen erarbeiten sollte 

(OECD 2017: 63). Geplant war, die 21 Landkreise in 

sechs Regionen zusammenzuführen. Diese Fusio-

nen sind jedoch nach Ansicht nationaler Experten 

derzeit politisch kaum vorstellbar.

In Schweden gibt es 290 Gemeinden. Die Hälfte 

von ihnen hat weniger als 15.000 Einwohner. Elf 

Gemeinden haben mehr als 100.000 Einwohner. 

Die Gemeinden erfüllen ebenso wie die Kreise 

ABBILDUNG 18  Struktur des Königreiches Schweden

Zentralstaat/
Bundesebene

Zentralregierung

Länder

Kommunen 21 Kreise 290 Gemeinden

Quelle: Eigene Darstellung

TABELLE 18  Einwohnerzahlen schwedischer Kommunen

Minimum Maximum Durchschnitt

Kreis
58.595  
Gotland

2.300.000  
Stockholm

475.960

Gemeinde
2.451  
Bjurholm

949.761  
Stockholm

34.466 

Quelle: EUROSTAT, Statistik lokaler Verwaltungseinheiten, 2018; https://
ec.europa.eu/eurostat/web/nuts/local-administrative-units (Download 
20.2.2019).
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3.18	 Slowenien

Slowenien ist ein Einheitsstaat. Die Verfassung 

garantiert die kommunale Selbstverwaltung für 

Gemeinden und Regionen. Bisher wurde aller-

dings nur die gemeindliche Ebene umgesetzt. 

Gründe hierfür liegen in den prozeduralen Vorga-

ben der Verfassung, fehlenden politischen Mehr-

heiten und, ab der Finanzkrise, anderen Prio-

ritäten. Momentan verfolgt die Regierung eine 

Strategie zur Dezentralisierung über kommunale 

Entwicklungsregionen, die geographisch mit den 

vorhandenen zwölf statistischen Regionen (NUTS 

3)14 identisch wären.

Slowenien besitzt 212 Gemeinden, von denen über 

die Hälfte weniger als 5.000 Einwohner haben. 

Die durchschnittliche Gemeinde erreicht knapp 

10.000 Einwohner und erstreckt sich über eine 

14	 NUTS ist die Abkürzung für „Nomenclature des uni-
tés territoriales statistiques“, eine Klassifikation der 
Ge-bietseinheiten der Mitgliedsstaaten der Europäi-
schen Union für die amtliche Statistik in die drei Hier-
archiestufen NUTS 1, NUTS 2 und NUTS 3; NUTS 3 steht 
für „kleinere Regionen, teils schon Großstädte“; vgl. 
https://www.destatis.de/Europa/DE/Methoden-Metada-
ten/Klassifikationen/UebersichtKlassifikationen_NUTS.
html (Download 12.2.2020).

für besondere Aufgaben, wie Schulgemeinden, 

Kirchgemeinden oder die Verwaltung bestimmter 

Vermögenswerte. Diese Gemeinden unterschei-

den sich territorial von den politischen Gemein-

den und müssen nicht deckungsgleich sein (Stei-

ner und Kaiser 2013: 150).

Schweizer Gemeinden sind im Allgemeinen klein. 

Mehr als die Hälfte von ihnen hat weniger als 1.300 

Einwohner (Vatter 2016: 452). In den letzten Jah-

ren wurde die Anzahl der Gemeinden über Zusam-

menschlüsse reduziert. Diese Fusionen folgten 

verschiedenen Zielen: Verwaltungseffizienz, Kos-

tensenkung, Größenvorteile oder Personalrek-

rutierung (Ladner und Mathys 2018: 178). Im 

Regelfall erfolgen solche Zusammenschlüsse auf 

freiwilliger Basis. Viele Kantone setzen finan-

zielle Anreize über zusätzliche Fiskaltransfers. 

Die Gemeindestruktur ist jedoch nach wie vor für 

viele Aufgaben zu kleinteilig, sodass interkommu-

nale Kooperation in den letzten Jahrzehnten ste-

tig an Bedeutung gewonnen hat. Im Durchschnitt 

beteiligt sich jede Gemeinde an zehn Kooperatio-

nen, vor allem in den Bereichen Schule und Sozi-

ales (Krumm 2013: 109; Steiner und Kaiser 2013: 

162 ff.).

Aufgrund der föderalen Struktur sind die Gemein-

den für viele verschiedene Aufgaben zustän-

dig. Teilweise wurden ihnen diese durch Bund 

oder Kanton übertragen. Der größere Teil des 

Aufgabenkatalogs basiert jedoch auf ihrem 

Selbstverwaltungsrecht. Die gemeindlichen 

Aufgaben umfassen die Bereiche Bildung (Kin-

dergarten, Grund- und Sekundarschulen), Sozi-

ales und Gesundheit (Sozialhilfe, Altenpflege), 

Ver- und Entsorgung, ÖPNV, Straßen, regionale 

und lokale Planung, Sport- und Kultureinrichtun-

gen oder Polizei (Steiner und Kaiser 2013: 151; Lad-

ner 2019: 29 f.). Gemessen an den Ausgaben sind 

die wichtigsten Aufgaben Bildung und Soziales 

(Krumm 2013: 112; Ladner und Mathys 2018: 127).

TABELLE 19  Einwohnerzahlen schweizer Kommunen

Minimum Maximum Durchschnitt

Gemeinden
14 
Corippo

402.762  
Zürich

3.789

Quelle: EUROSTAT, Statistik lokaler Verwaltungseinheiten, 2018; https://
ec.europa.eu/eurostat/web/nuts/local-administrative-units (Download 
20.2.2019).

ABBILDUNG 19  Struktur der Schweizerischen 

Eidgenossenschaft

Zentralstaat/
Bundesebene

Zentralregierung

Länder 26 Kantone

Kommunen 2.222 Gemeinden

Quelle: Eigene Darstellung
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3.19	 Spanien

Gemäß der Verfassung von 1978 wurde Spanien 

als Zentralstaat konzipiert. Allerdings hat das 

Land in den vergangenen Jahrzehnten einen Pro-

zess der Dezentralisierung durchlaufen, welcher 

insbesondere die oberste subnationale Ebene, 

die Autonomen Gemeinschaften, stärkte (Lopez-

Laborda, Martinez-Vazquez und Monasterio 2007: 

288 ff.). Daher stellt der spanische Staat heutzu-

tage de facto eine Quasi-Föderation mit teils dif-

fusen und sich überschneidenden Zuständigkei-

ten dar (OECD 2016l). Die spanische Verwaltung 

ist dreistufig aufgebaut aus Zentralstaat, Autono-

men Gemeinschaften und Kommunen.

Der Zentralstaat ist mit eigenen Behörden in ver-

schiedenen Politikfeldern auch dezentral ver-

treten, z. B. Arbeitslosigkeit, Polizei, Steuern, 

Gesundheit oder Bildung. Darüber hinaus gibt es 

Delegierte in den Autonomen Gemeinschaften, 

um die Koordination zwischen der zentralstaat-

lichen und der subnationalen Ebene zu stärken. 

Die fünfzehn Autonomen Gemeinschaften sowie 

die zwei autonomen Städte Ceuta und Melilla 

besitzen das Recht auf eine eigene Sprache, ein 

Fläche von rund 100 Quadratkilometern (doppelt 

so viel wie der EU-Durchschnitt). Nur vier von 

212 Gemeinden haben mehr als 50.000 Einwoh-

ner. Diese Gemeindestruktur ist recht fragmen-

tiert. Mehrere politische Anläufe der Reorganisa-

tion scheiterten. 

Somit existiert eine große Spannweite an Ein-

wohnerzahlen und Territorium (Größenverhält-

nis 1:80; Bevölkerungsverhältnis 1: 880). Gleich-

wohl kennt die Verfassung nur einen Typus an 

Gemeinden und grundsätzliche tragen alle den 

gleichen Katalog an Aufgaben. Die Aufgabener-

füllung scheint grundsätzlich auch in den kleinen 

Gemeinden gegeben zu sein. In Bezug auf Wirt-

schaftlichkeit und Varianz wären jedoch durch 

größere Einheiten Verbesserungen zu erwarten 

(OECD 2011).

Die Verfassung kennt zwei Arten von gemeindli-

chen Aufgaben (eigene und übertragene). Prak-

tisch gehören fast alle Aufgaben dem Typus „eige-

ner Aufgaben“ an und sind spezialgesetzlich 

festgelegt. In Bezug auf Ausgabenanteile bindet 

Bildung den größten Teil (Kindergärten). Fiska-

lisch relevant sind ebenso Straßen und primäre 

Gesundheitsleistungen. 

Im internationalen Vergleich gehört Slowenien 

zur Gruppe der zentralisierten Staaten (Rakar und 

Klun 2017). Grundsätzlich bietet die bestehende 

Gesetzeslage einen soliden Rahmen für kommu-

nale Selbstverwaltung (Rakar 2017). Allerdings 

wird deren Potenzial aus Sicht der Gemeinden 

noch nicht ausgeschöpft. In die gleiche Rich-

tung zielen auch Einschätzungen des Europarates 

(Europarat 2018).

Die Aufgabenverteilung zwischen Staat und 

Gemeinden zielt in der Praxis darauf ab, dass die 

Gemeinden öffentliche Dienstleistungen erbrin-

gen und Infrastruktur bereitstellen und der Staat 

diese reguliert (Virant und Rakar 2017). In den 

meisten Fällen werden die Gemeinden aber nicht 

selbst tätig, sondern spezielle Rechtsformen (Pev-

cin und Rakar 2018).

ABBILDUNG 20  Struktur der Republik Slowenien

Zentralstaat/
Bundesebene

Zentralregierung

Länder

Kommunen 201 Gemeinden 11 Stadtgemeinden

Quelle: Eigene Darstellung

TABELLE 20  Einwohnerzahlen slowenischer Kommunen

Minimum Maximum Durchschnitt

Gemeinden
362  
Hodos

289.518  
Ljubljana 

9.745

Quelle: EUROSTAT, Statistik lokaler Verwaltungseinheiten, 2018; https://
ec.europa.eu/eurostat/web/nuts/local-administrative-units (Download 
20.2.2019).

31



Analysen und Konzepte  2 | 2020  |  Die kommunalen Strukturen in den Ländern Europas

Aufgaben sind Ver- und Entsorgung oder Stra-

ßen. Gemessen an den Ausgaben gibt es kein 

dominantes Politikfeld. Zentralstaat und Auto-

nome Gemeinschaften können den Gemeinden 

zusätzliche Aufgaben übertragen. Neben diesen 

gewöhnlichen Kommunen gibt es einige beson-

dere regionale Typen, z. B. bestimmte Inseln mit 

Selbstverwaltungsrechten. Andere Gemeinden, 

besonders in der Autonomen Gemeinschaft Kasti-

lien-León, weisen weitere Untergliederungen auf. 

Die Gemeinden sind frei darin, Verbände zu bilden 

und diesen Aufgaben zu übertragen. Bei diesen 

Gemeindeverbänden handelt es sich um Bezirke 

(81), Metropolregionen (3) oder Verwaltungsge-

meinschaften (mancommunities, 1.008). In Letz-

teren sind über 6.000 Gemeinden und 76 Prozent 

der Gesamtbevölkerung organisiert (Regierung 

von Spanien 2018).

3.20	 Tschechische Republik

Gemäß der Verfassung von 1993 besteht die Tsche-

chische Republik aus einer staatlichen und einer 

kommunalen Ebene. Letztere setzt sich aus 14 

Regionen (kraj) und 6.258 Gemeinden (obec) 

zusammen, die nicht in einem hierarchischen 

Verhältnis stehen. Die Stärkung der Kommu-

nen war eine politische Priorität der 1990er Jahre 

(Kadečka 2012: 113). Sie nehmen heute eine wich-

tige Funktion in der Bereitstellung von öffentli-

chen Gütern, Dienstleistungen und sozialer Siche-

rung ein (Lewis und Fall 2017: 5). Gemessen an den 

Ausgaben sind Bildung, wirtschaftliche Angele-

genheiten und Gesundheit die wichtigsten Funk-

tionen. 

Die Regionen als kommunale Ebene wurden im 

Jahr 2000 geschaffen (OECD 2016c). Die Haupt-

stadt Prag ist zugleich Region und Gemeinde. Vor 

Einführung der Regionen bestand eine dezent-

rale staatliche Verwaltung über 76 Bezirke, die 

2003 aufgelöst wurden. Deren Aufgaben wurden 

weitgehend an 205 sogenannte „Gemeinden mit 

erweiterten Befugnissen“ übertragen (Lewis und 

Fall 2017: 24). Die Regionen verwalten ihre Ange-

Statut sowie ein jeweils eigenes System der Finan-

zierung und Finanzverteilung mit den Kommu-

nen. In der Regel werden alle nicht dem Zent-

ralstaat obliegenden Aufgaben den Autonomen 

Gemeinschaften übertragen (a. a. O.). 

Die kommunale Ebene besteht aus 59 Provinzen 

und 8.124 Gemeinden, die jeweils einen gewähl-

ten Rat besitzen. Die Hauptaufgaben der Provin-

zen liegen in der Überwachung und Unterstützung 

kleiner Gemeinden. Sieben Autonome Gemein-

schaften bestehen jeweils nur aus einer Provinz. 

Hier nehmen die Autonomen Gemeinschaften die 

Aufgaben der Provinz parallel wahr. Allgemein 

gibt es, gemessen an den kommunalen Ausgaben, 

kein dominierendes Politikfeld. 

Die Verfassung Spaniens garantiert die Autono-

mie der Gemeinden. 84 Prozent aller Gemein-

den haben weniger als 5.000 Einwohner. Je nach 

Bevölkerungsgröße bieten sie unterschiedliche 

Dienstleistungen an. Einige der grundlegenden 

ABBILDUNG 21  �Struktur des Königreiches Spanien 

(kontinental)

Zentralstaat/
Bundesebene

Zentralregierung

Länder 15 Autonome Gemeinschaften
2 autonome 

Städte

Kommunen
59 Provinzen

8.124 Gemeinden

Quelle: Eigene Darstellung

TABELLE 21  Einwohnerzahlen spanischer Kommunen

Minimum Maximum Durchschnitt

Provinzen
(ohne Ceuta 
and Melilla)

93.000  
Soria

6.500.000  
Madrid

940.000

Gemeinden
5  
Villaroya

3.223.334 
Madrid

5.727 

Quelle: EUROSTAT, Statistik lokaler Verwaltungseinheiten, 2018; https://
ec.europa.eu/eurostat/web/nuts/local-administrative-units (Download 
20.2.2019).
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diese für die gesamte Region. Übertragene Auf-

gaben basieren auf speziellen Rechtsvorschrif-

ten (Kadečka 2012: 118–119). Beispiele sind: Ein-

wohnerregister, soziale Sicherheit, Schutz von 

Kindern, Bildung, Denkmalschutz, Naturschutz, 

Landwirtschaft, Verkehr, Raumordnung und Bau-

ordnung.

Die Verwaltungsstruktur der tschechischen 

Gemeinden gilt als komplex (Veselý, Nekola und 

Hejzlarová 2016). Die konkreten Zuständigkeiten 

sind nicht immer klar erkennbar, da einige kleine 

Gemeinden ihre Aufgaben an andere delegieren 

bzw. diese schlicht nicht anbieten (Lewis und Fall 

2017: 24).

3.21	 Ungarn

Ungarn ist eine parlamentarische Republik mit 

einer Zentralregierung, die weitreichende Befug-

nisse auf lokaler Ebene ausübt. Derzeit gibt es ein 

zweistufiges System kommunaler Gebietskörper-

schaften, das sich aus 42 Kreisen und kreisfreien 

Städten sowie 3.177 Gemeinden zusammensetzt 

(OECD 2016h: 198). 

In den letzten Jahrzehnten kam es in Bezug auf 

die kommunalen Strukturen und Aufgaben zu drei 

bedeutenden Reformen (Barati-Stec 2014: 1 f.). 

Anfang der 1990er Jahre wurde die vorhergehende 

zentralistische Verwaltungsstruktur dezentra-

lisiert und wurden den Gemeinden Selbstver-

waltungsrechte eingeräumt (Temesi 2017: 418f). 

Die zweite Phase ging dem EU-Beitritt im Jahr 

2004 voraus. Die öffentliche Rechenschaftslegung 

wurde verbessert und statistische Regionen wur-

den eingeführt, die aber ohne administrative Auf-

gaben sind. 

Im Jahr 2010 trat die öffentliche Verwaltung 

Ungarns in eine dritte Phase ein (Barati-Stec 2014: 

2). Die Verfassungsreform von 2011 veränderte die 

kommunalen Verwaltungen in Bezug auf ihre Auf-

gaben fundamental und reduzierte ihre Bedeu-

tung (OECD 2016h). Hauptgründe für diese Reform 

legenheiten unabhängig, aber spezielle Gesetze 

können Staatsfunktionen an sie delegieren. Zu 

den regionalen Zuständigkeiten gehören in Bil-

dung der Sekundarbereich II, Regionalstraßen, 

öffentliche Verkehrsmittel, Gesundheitswesen/

allgemeine Krankenhäuser sowie Sozialhilfe.

Die gemeindliche Struktur ist sehr kleinteilig. 

Die durchschnittliche Gemeindegröße beträgt 

lediglich rund 1.700 Einwohnern. Die Gemein-

den besitzen rechtliche, politische und finanzi-

elle Autonomie. Gemeinderat und Bürgermeister 

werden direkt vom Volk gewählt (Kadečka 2012: 

120 f.).

Die Kommunen sind gleichermaßen für eigene und 

für übertragene Aufgaben zuständig. Der Umfang 

der delegierten Aufgaben unterscheidet sich zwi-

schen den Gemeinden. Es gibt 205 Gemeinden 

mit erweiterten Aufgaben, 1.036 Gemeinden mit 

einigen übertragenen Aufgaben (z. B. Standes-

amt, Baubehörde) sowie „einfache“ Gemeinden. 

Gemeinden mit erweiterten Aufgaben erledigen 

ABBILDUNG 22  Struktur der Republik Tschechien 

Zentralstaat/
Bundesebene

Zentralregierung

Länder

Kommunen
14 Regionen 1 Stadtregion

6.258 Gemeinden

Quelle: Eigene Darstellung

TABELLE 22  Einwohnerzahlen tschechischer Kommunen

Minimum Maximum Durchschnitt

Region
295.200  
Karlovy Vary

1.360.800  
Mittelböhmen

759.000

Gemeinden
15  
Vysoká Lhota 

1.294.513  
Prag

1.679

Quelle: EUROSTAT, Statistik lokaler Verwaltungseinheiten, 2018; https://
ec.europa.eu/eurostat/web/nuts/local-administrative-units (Download 
20.2.2019).
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waren die vorherige mangelnde Kontrolle durch 

die Zentralregierung und die bestehenden Haus-

haltskrisen (Temesi 2017). Die Staatsregierung 

verfolgte nun das Ziel, ein aufgabenorientiertes 

und effizientes System lokaler Selbstverwaltung 

zu schaffen, das jedoch strenge Regelungen und 

Kontrollen durch den Staat vorsieht. 

Im Jahr 2013 wurde eine neue Verwaltungsstruk-

tur in Form von 198 Bezirken (járás) implemen-

tiert. 23 davon entfallen auf Budapest. Sie sind Teil 

der Staatsverwaltung. Die neuen Bezirke über-

nahmen viele Funktionen, vor allem in Bildung 

und Gesundheit. Aktuell sind die Kommunen nur 

noch für Aufgaben zuständig, die ihnen durch 

Gesetz zugewiesen wurden. Im Zuge der Staats-

reform halbierten sich die kommunalen Ausga-

ben. Gemessen an den Ausgaben gibt es heute 

kein zentrales kommunales Politikfeld mehr. Vor 

der Staatsreform entfielen hingegen rund 50 Pro-

zent der kommunalen Ausgaben auf Bildung und 

Gesundheit.

Vor der Staatsreform von 2013 waren die Land-

kreise für wesentliche öffentliche Aufgaben, pri-

mär Bildung und Gesundheit, verantwortlich. 

Sie verloren einen Großteil dieser Aufgaben an 

die neu gebildeten staatlichen Bezirke und sind 

nun in erster Linie noch für die Regionalent-

wicklung zuständig. Seit 2012 haben die Kreise 

475 Bildungseinrichtungen, 132 Wohlfahrts- und 

Jugendeinrichtungen, 74 Kultureinrichtungen und 

25 andere Einrichtungen verloren (Temesi 2017: 

425). Im Gegenzug hat die Zentralregierung die 

Kreisschulden übernommen. Es gibt weiterhin 19 

Landkreise und 23 Städte mit Kreisstatus. 

Die Mehrheit der Gemeinden hat weniger als 1.000 

Einwohner (Barati-Stec 2014: 2). Kleine Gemein-

den mit weniger als 2.000 Einwohnern sind ver-

pflichtet, gemeinsame Verwaltungen zu bilden. 

Die Bürgermeister und Gemeinderäte der Gemein-

den werden direkt gewählt (Patyi und Rixer 2014: 

326).

TABELLE 23  Einwohnerzahlen ungarischer Kommunen

Minimum Maximum Durchschnitt

Kreise
202.500 
Salgótarján 

1.217.500  
Pest

431.800

Stadtkreise
32.156 
Szekszárd

202.214  
Debrecen

88.900

Gemeinden 
8 
Iborfia (ohne 
Budapest)

43.490 
Dunakeszi

3.105

Quelle: EUROSTAT, Statistik lokaler Verwaltungseinheiten, 2018; https://
ec.europa.eu/eurostat/web/nuts/local-administrative-units (Download 
20.2.2019).

ABBILDUNG 23  Struktur der Republik Ungarn

Zentralstaat/
Bundesebene

Zentralregierung

Länder

Kommunen 19 Kreise
23 Stadt

kreise
Budapest

3.177 Gemeinden

Quelle: Eigene Darstellung
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land. Hier waren Strukturreformen Bestandteil 

der Troika-Vereinbarungen im Zuge der Finanz-

krise, knüpften jedoch an bestehende Diskussi-

onen an. Doch auch ohne externen Druck kam es 

zu radikalen Strukturänderungen in Dänemark 

und Estland. In föderalen Staaten steht die kom-

munale Struktur im Ermessen der Gliedstaaten. 

Die Entwicklungen können sich daher zwischen 

diesen wesentlich unterschieden. Deutschland 

und Österreich verdeutlichen dies. Die externen 

Bedingungen sind dort regional durchaus ähn-

lich, führen aber nicht überall zu Reaktionen 

der Landespolitik. Dies weist wiederum auf die 

meist hohen politischen Widerstände gegen sol-

che Umstrukturierungen hin (a. a. O.: 33 ff.). 

Die Beispiele zeigen, dass Reorganisationen 

offensichtlich nicht in Zusammenhang zur all-

gemeinen Stärke der kommunalen Ebene stehen. 

So kam es in Ländern mit sehr starken Kommu-

nen (Dänemark, Finnland) zu großen Fusionen. In 

Tschechien und Slowenien hingegen nicht. Einige 

Länder gingen über Fusionen gleicher Kommunal-

typen hinaus und strichen komplette Subebenen, 

so England, Estland und Irland. Das einzige Land, 

in dem eine kommunale Subebene landesweit neu 

eingeführt wurde, ist Griechenland. Hier ersetzen 

die neuen kommunalen Verwaltungsregionen die 

alten staatlichen Präfekturen. 

Was Tabelle 24 nicht zeigt, sind die gescheiterten 

Pläne kommunaler Strukturreformen. In vielen 

Fällen kamen diese angesichts hoher erwarteter 

Widerstände nicht über das Stadium der Diskus-

sion hinaus (z. B. Deutschland). In anderen Fäl-

len dauerte es etliche Jahre, bis offizielle politi-

sche Vorhaben auch tatsächlich umgesetzt wurden 

(z. B. Belgien), und teils scheiterten auch diese 

Versuche (z. B. Italien, Finnland) 

Doch auch jenseits sichtbarer Strukturverände-

rungen können sich die Kommunen in der Rea-

lität verändern. So bestehen zwar die Kreisver-

waltungen in Ungarn fort, besitzen jedoch kaum 

mehr Aufgaben. Ähnlich verhält es sich in Italien 

in Bezug auf die Provinzen. So kann die Umge-

4.	 Trends

Die kommunalen Strukturen der Länder befin-

den sich seit jeher in einer gewissen Dynamik. 

Das Hinzufügen oder Streichen kommunaler Sub-

ebenen ebenso wie das Fusionieren von Kommu-

nen liegt grundsätzlich im Ermessen der Länder 

und wurde in vielfältiger Weise wahrgenommen. 

Die jeweiligen Entwicklungen verlaufen stets vor 

einem landesspezifischen institutionellen und 

politischen Hintergrund. Der Blick auf die europä-

ischen Statistiken zeigt, dass die Zahl der Gemein-

den tendenziell sinkt.15 Die wichtigsten Argu-

mente dieser Fusionen aus Sicht der Länder sind: 

höhere Effizienz der Verwaltung, größere Einhei-

ten als Voraussetzung der Aufgabenverlagerung, 

Professionalisierung der Verwaltung, Erweite-

rung der Autonomierechte (Steiner, Kaiser und 

Eythorsson 2016: 25 ff.). Aus der deutschen Dis-

kussion lassen sich weitere Argumente pro Fusi-

onen anführen: Reaktion auf Einwohnerverluste, 

steigende Komplexität der Aufgaben, Lücken in 

der Rekrutierung von Fachkräften.

Tabelle 24 zeigt Strukturveränderungen der kom-

munalen Ebene in den untersuchten 21 Ländern 

seit 2005. Aufgeführt sind hierbei Veränderungen 

mit einem gewissen Umfang und einer offiziel-

len politischen Agenda. Darüber hinaus kommt es 

in vielen Ländern auch zu einzelnen Fusionen aus 

anderweitigen lokalen Gründen. In der Mehrzahl 

der erfassten Länder finden sich in diesem Zeit-

raum einschlägige Maßnahmen. Sie beinhalten 

sämtlich eine Reduzierung der Zahl kommunaler 

Einheiten, was man als Zentralisierung bezeich-

nen kann. In fast allen Fällen war die Ebene der 

Gemeinden betroffen. Darüber hinaus sind allge-

meine Aussagen kaum zu treffen. 

Die inhaltlichen Unterschiede sind groß: Zu radi-

kalen Schritten kam es in Irland und Griechen-

15	 Die Zahl der Gemeinden (LAU 1) sank von 115.000 in 2011 
auf 100.000 in 2018. Vgl. EUROSTAT https://ec.europa.
eu/eurostat/web/nuts/local-administrative-units 
(Download  5.2.2019).
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staltung der nachgelagerten Landesverwaltung 

direkte Auswirkungen auf den Aufgabenkatalog 

der Kommunen haben. 

In Bezug auf die vertikale Verlagerung von Aufga-

ben zwischen Staat und Kommunen treten beide 

Richtungen auf. In Irland, Estland oder Ungarn 

entzog der Staat den Kommunen Aufgaben. In 

den Niederlanden traten beide Richtungen par-

allel auf. In England gibt es eine Kommunalisie-

rung von Landesaufgaben auf einzelne neue Kom-

munalverbände. Auch dies kann als ein Trend 

bezeichnet werden. Interkommunale Koopera-

tion in bestehenden oder neuen Formaten gewinnt 

zunehmend an Relevanz.

TABELLE 24  Wesentliche Änderungen der kommunalen Strukturen 

seit 2005

Änderungen der kommunalen Struktur

Belgien 2019 Fusion von 15 Gemeinden zu sieben in Flandern

Bulgarien –

Dänemark 2007 Reduzierung der Gemeinden von 275 auf 98  
Umwandlung von 14 Kreisen in fünf Regionen

Deutschland 2007–2011 Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen-Anhalt, 
Sachsen reduzierten die Zahl der Kreise und 
kreisfreien Städte von insgesamt 61 auf 34 
Einheiten.
In Sachsen-Anhalt sank durch Fusionen auch die 
Zahl der Gemeinden um fast 80 Prozent.

England 2008/2011 Fusion von Kreis- und Gemeindeverwaltungen in 
neun Kreisen (2008)
Ab 2011 Bildung von weiteren übergemeindlichen 
Verbänden (combined authorities)

Estland 2017/2018 Fusion der Gemeinden von 213 auf 79
Auflösung der 15 Kreise

Finnland Ab 2007 Reduzierung der Gemeinden um ein Viertel 

Frankreich 2015 Reduzierung der Regionen (oberste 
Kommunalebene) von 22 auf 13

Griechenland 2011 Reduzierung der Gemeinden von 1.034 auf 325
Aufbau von 13 Verwaltungsregionen

Irland 2014 Reduzierung der Zahl kommunaler Einheiten von 
114 auf 31
Abschaffung der unteren Kommunalebene 
(Gemeinden)
Fusion der Kommunen (Kreise)
Verstaatlichung der ehemals kommunalen 
Wasserversorgung

Italien 2014 Fusion von Städten und Provinzen in 14 Fällen 
(Metropolitanstädte)

Niederlande 2014–2018 Übertragung der Polizeiregionen auf den Staat 
Reduzierung der Verbände kommunaler 
Gesundheitsvorsorge von 63 auf 25
Auflösung von acht Großstadtverbänden

Österreich 2015 Reduzierung der Gemeinden in der Steiermark von 
542 auf 287

Polen –

Portugal 2013 Reduzierung der Ortsteile von rund 4.000 auf rund 
3.000

Schweden –

Schweiz –

Slowenien –

Spanien –

Tschechien –

Ungarn –
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Ausblick

Nr. 3 | 2020

Umsetzung der kommunalen Doppik

Im Jahr 2003 traf die Innenministerkonferenz den 

wegweisenden Beschluss, das kommunale Haus-

haltswesen auf die Doppik umzustellen. Dieses 

Vorhaben erwies sich als eine der größten Verwal-

tungsreformen überhaupt. Heute, 16 Jahre später, 

muss man feststellen, dass dieser Prozess uner-

wartet schwierig verlief. Die relativ wenigen vor-

liegenden Evaluationen zeigen ein Bild lücken-

hafter Umstellung und zögerlicher Anwendung 

der neuen Instrumente. In der kommenden Aus-

gabe von „Analysen und Konzepte“ stellen wir 

die Ergebnisse einer aktuellen Untersuchung in 

den sächsischen Gemeinden vor. Diese basiert auf 

einer Befragung der Kämmereien als auch einer 

Reihe individueller Interviews und Diskussionen. 

Wir untersuchen die tatsächliche Anwendung der 

Doppik, die Hürden der Umstellung und zeigen 

praktikable Möglichkeiten auf, die neuen doppi-

schen Instrumente effektiver zu nutzen.      

Mission

„Analysen und Konzepte“ ist eine Publikations-

reihe aus dem Programm „LebensWerte Kom-

mune“. Das Programm widmet sich den drei gro-

ßen gesellschaftlichen Herausforderungen auf 

kommunaler Ebene: dem demographischen Wan-

del in seinen Ausprägungen und Auswirkungen 

auf alle Politikfelder, der zunehmenden sozialen 

Spaltung, insbesondere bei Kindern und Jugend-

lichen, sowie der Haushaltskrise, die sich regio-

nal vertieft und kommunales Agieren behindert. 

„Analysen und Konzepte“ soll Ergebnisse der Stif-

tungsarbeit zu diesen Themen praxisgerecht ver-

mitteln und den Entscheidungsträgern relevante 

Informationen zur Verfügung stellen.

Die Bertelsmann Stiftung engagiert sich in der 

Tradition ihres Gründers Reinhard Mohn für das 

Gemeinwohl. Sie versteht sich als Förderin des 

gesellschaftlichen Wandels und unterstützt das 

Ziel einer zukunftsfähigen Gesellschaft. Die Ber-

telsmann Stiftung tritt ein für die Stärkung kom-

munaler Selbstverwaltung, da auf kommunaler 

Ebene gesellschaftlichen Herausforderungen am 

wirkungsvollsten begegnet werden kann. Die Stif-

tung ist unabhängig und parteipolitisch neutral.
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